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Einleitung 
 

Menschen mit Behinderungen sind in besonderem Maße auf den Schutz und 

die Solidarität der Gesellschaft angewiesen. Ihre Eingliederung in Arbeit und 

Ausbildung ist wesentlicher Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung für eine 

gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Nach Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes und nach Art. 2 a der Ver-

fassung des Landes Baden-Württemberg darf niemand wegen seiner Behinde-

rung benachteiligt werden. Danach stehen Menschen mit Behinderungen unter 

dem besonderen Schutz des Staates. Insoweit wirkt dieser auf die gleichberech-

tigte Teilhabe behinderter Menschen am Leben in der Gemeinschaft und auf die 

Beseitigung oder den Ausgleich bestehender Nachteile hin.  

Das arbeitsrechtliche Diskriminierungs- und Benachteiligungsverbot in § 81 

Abs. 2 SGB IX und in der EU-Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 

(ABL. EU Nr. L 303 vom 02.12.2000) gilt bei der Begründung und während des 

Bestehens von Beschäftigungsverhältnissen. 

Der öffentliche Dienst hat bei der Einstellung und Beschäftigung schwerbe-

hinderter Menschen eine Vorbildfunktion. Deshalb sieht es die Landesregierung 

als besondere Verpflichtung an, die Einstellung und Beschäftigung von schwer-

behinderten Menschen nach Kräften zu fördern, ihnen eine ihren Fähigkeiten 

und Kenntnissen entsprechende Tätigkeit zu ermöglichen und sie in ihrem be-

ruflichen Fortkommen in jeder Weise zu unterstützen. Bestimmungen zuguns-

ten der schwerbehinderten Menschen sind großzügig anzuwenden. Angehörige 

der Verwaltung, die in dienstlicher Eigenschaft mit den Belangen schwerbehin-

derter Bewerberinnen oder Bewerber und Beschäftigter befasst sind, haben 

entsprechend diesen Grundsätzen zu handeln. 

Im Nachfolgenden werden die für die Beschäftigung von schwerbehinderten 

Menschen in der Verwaltung des Landes Baden-Württemberg geltenden Be-

stimmungen dargestellt und erläutert.  
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Die dargestellten Regelungen finden sich überwiegend im Neunten Buch Sozi-

algesetzbuch (SGB IX), dem Landesbeamtengesetz Baden-Württemberg (LBG) 

sowie der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums zur 

Durchführung des Landesbeamtengesetzes (VwV-LBG)  vom 18.07.2003 

(GABl. S. 502) und der Gemeinsamen Verwaltungsvorschrift aller Ministerien 

und des Rechnungshofs über die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 

in der Landesverwaltung (SchwVwV) vom 27. Januar 2005 (GABl. 324) 

 

Die Vorschriften sind in blauer Schrift dargestellt, Erläuterungen in schwarzer 

Schrift. 
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1. Geschützter Personenkreis  
 
 

§ 2 SGB IX (Behinderung) 
 
(1)  Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige 
Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger 
als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abwei-
chen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt 
ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung zu er-
warten ist. 
 
(2)  Menschen sind  schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne 
des § 73 rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. 
 
(3)  Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte 
Menschen mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber we-
nigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vor-
liegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen 
geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht erlangen oder nicht behal-
ten können (gleichgestellte behinderte Menschen). 
 
 
Nummer 1.1  SchwbVwV  (Geltungsbereich) 
 
Diese Verwaltungsvorschrift gilt für Schwerbehinderte und diesen gleich-
gestellte behinderte Menschen im Sinne von § 2 Abs. 2 und 3 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX).  
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Nummer 4.1 SchwbVwV (Empfehlung)  
 
Den Gemeinden, Landkreisen und sonstigen der Aufsicht des Landes un-
terstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts wird empfohlen, entsprechend dieser Verwaltungsvorschrift zu 
verfahren. 
 
 
Nummer 1.3  SchwbVwV  (Anwendung von Vorschriften) 
 
Bei Richterinnen und Richtern, Angestellten sowie Arbeiterinnen und Ar-
beitern sind Nummern 3 und 4 zu § 11, Nummer 3 zu § 34, Nummer 5 zu  
§ 36, zu § 37, Nummer 1 zu § 90, Nummern 9.6 und 9.7zu § 112 sowie 
Nummern 1.3, 3 und 5.3 zu §§ 113 bis 113g ff der Verwaltungsvorschrift 
des Innenministeriums zur Durchführung des Landesbeamtengesetzes 
vom 18. Juli 2003 (GABl. S. 502) entsprechend anzuwenden.  

 
 
 Erläuterungen: 
 

Die besonderen gesetzlichen Bestimmungen für schwerbehinderte Menschen 

gelten also nur für diejenigen Personen, deren Schwerbehinderteneigenschaft 

bzw. deren Gleichstellung amtlich festgestellt ist. Selbstverständlich gebietet es 

die allgemeine Fürsorgepflicht des Dienstherrn, auf gesundheitliche Belange al-

ler Beschäftigten Rücksicht zu nehmen. 

 

Die Handreichung enthält die Regelungen in Bezug auf die Beschäftigung von 

schwerbehinderten Menschen im Landesdienst. Viele der dargestellten Vor-

schriften (so die Vorschriften des SGB IX) beziehen sich auf Beschäftigungs-

verhältnisse allgemein, sie gelten also auch für Beschäftigungsverhältnisse mit 

privaten und anderen öffentlichen Arbeitgebern. 

 

Die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes gelten für Beamtinnen und Be-

amte des Landes, der Gemeinden, der Landkreise und der sonstigen der Auf-
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sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts. 

 

Die Bestimmungen der VwV-LBG und der SchwbVwV gelten hingegen lediglich 

für Beschäftigte im Landesdienst bzw. für Personen, die sich um eine Stelle im 

Landesdienst bewerben. 

 

Nummer 1.3 SchwbVwV regelt, dass bestimmte Regelungen, die in der Verwal-

tungsvorschrift zum Landesbeamtengesetz für Beamtinnen und Beamte getrof-

fen wurden, für Richterinnen und Richter, Angestellte sowie Arbeiterinnen und 

Arbeiter entsprechend gelten. 

 
 

2. Einstellung 
 
 
2.1. Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber 
 
§ 71 SGB IX (Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen) 
 
(1)  Private und öffentliche Arbeitgeber (Arbeitgeber) mit jahresdurch-
schnittlich monatlich mindestens 20 Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 ha-
ben auf wenigstens 5 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte Men-
schen zu beschäftigen. Dabei sind schwerbehinderte Frauen besonders 
zu berücksichtigen. Abweichend von Satz 1 haben Arbeitgeber mit jah-
resdurchschnittlich monatlich weniger als 40 Arbeitsplätzen jahresdurch-
schnittlich je Monat einen schwerbehinderten Menschen, Arbeitgeber mit 
jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 60 Arbeitsplätzen jahres-
durchschnittlich je Monat zwei schwerbehinderte Menschen zu beschäfti-
gen. 
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§ 72 SGB IX (Beschäftigung besonderer Gruppen schwerbehinderter Men-
schen) 
 
(1)  Im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht sind in angemes-
senem Umfang zu beschäftigen 
1. schwerbehinderte Menschen, die nach Art oder Schwere ihrer Behin-

derung im Arbeitsleben besonders betroffen sind, insbesondere sol-
che, 
a) die zur Ausübung der Beschäftigung wegen ihrer Behinderung 

nicht nur vorübergehend einer besonderen Hilfskraft bedürfen o-
der 

b) deren Beschäftigung infolge ihrer Behinderung nicht nur vorüber-
gehend mit außergewöhnlichen Aufwendungen für den Arbeitge-
ber verbunden ist oder 

c) die infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend offensicht-
lich nur eine wesentlich verminderte Arbeitsleistung erbringen 
können oder 

d) bei denen ein Grad der Behinderung von wenigsten 50 allein infol-
ge geistiger oder seelischer Behinderung oder eines Anfallleidens 
vorliegt oder 

e) die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine abgeschlos-
sene Berufsbildung im Sinne des Berufsbildungsgesetzes haben, 

2. schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben. 
 
(2)  Arbeitgeber mit Stellen zur beruflichen Bildung, insbesondere für 
Auszubildende haben im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht 
einen angemessenen Anteil dieser Stellen mit schwerbehinderten Men-
schen zu besetzen. Hierüber ist mit der zuständigen Interessenvertretung 
im Sinne des § 93 und der Schwerbehindertenvertretung zu beraten. 
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§ 128 SGB IX  (Schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen, Richter und 
Richterinnen, Soldaten und Soldatinnen) 
 
(1) Die besonderen Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung der 
Beamtenstellen sind unbeschadet der Geltung des Teils 2 auch für 
schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen so zu gestalten, dass die Ein-
stellung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen gefördert und 
ein angemessener Anteil schwerbehinderter Menschen unter den Beam-
ten und Beamtinnen erreicht wird.  
 
(2) weggefallen 
 
(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf Richter und Richterinnen 
entsprechende Anwendung.  
 
(4)  … 
 
 
 
§ 122 SGB IX (Vorrang der schwerbehinderten Menschen) 
 
Verpflichtungen zur bevorzugten Einstellung und Beschäftigung bestimm-
ter Personenkreise nach anderen Gesetzen entbinden den Arbeitgeber 
nicht von der Verpflichtung zur Beschäftigung schwerbehinderter Men-
schen nach den besonderen Regelungen für schwerbehinderte Menschen. 
 
 
 
§ 81 SGB IX (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter 
Menschen) 
 
(1)  Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit 
schwerbehinderten Menschen, insbesondere mit bei der Agentur für Ar-
beit arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldeten schwerbehinderten Men-
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schen, besetzt werden können. Sie nehmen frühzeitig Verbindung mit der 
Agentur für Arbeit auf. … 
 
(4)  Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitgeben 
Anspruch auf 
1. Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst 

voll verwerten und weiterentwickeln können, 
… 
 
 
Nr. 2 zu § 11 VwV-LBG 
 
Nach § 128 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) müs-
sen die Einstellung und Beschäftigung von Schwerbehinderten als Beam-
te gefördert und ein angemessener Anteil von Schwerbehinderten unter 
den Beamten erreicht werden. Die Erfüllung dieser Verpflichtung soll 
durch Verringerung der Anforderungen an die gesundheitliche Eignung 
(vgl. Nummer 3) und durch besondere laufbahnrechtliche Höchstalters-
grenzen für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst (vgl. § 15 Abs. 1 
Nr. 1, § 18 Abs. 1  Nr. 1a,  § 22 Abs. 1 Nr. 1a, § 27 Nr. 1 LVO) gefördert wer-
den. 
 
Schwerbehinderte im Sinne von § 72 SGB IX, die als Angestellte oder Ar-
beiter beschäftigt sind, können nach Maßgabe der LVO und ggfs. der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung ohne Rücksicht auf ihr Eintrittsalter 
bis zum jeweils laufbahnrechtlich festgesetzten Höchstalter, darüber hin-
aus mit Zulassung einer entsprechenden Ausnahme durch den Landes-
personalausschuss (vgl. § 55 Abs. 1 Nr. 1a LVO), in das Beamtenverhält-
nis übernommen werden, soweit sonstige Rechtsvorschriften dem nicht 
entgegenstehen. § 48 der Landeshaushaltsordnung (LHO) in Verbindung 
mit den jeweils geltenden Rundschreiben bzw. Verwaltungsvorschriften 
des Finanzministeriums über die Einwilligung zur Einstellung und Verset-
zung von Beamten und Richtern in den Landesdienst bleibt unberührt. 
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Nr. 4 zu § 11 VwV-LBG 
 
Die Dienststellen sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Stellen mit Schwer-
behinderten besetzt werden können …  In Stellenausschreibungen ist dar-
auf hinzuweisen, dass Schwerbehinderte bei entsprechender Eignung be-
vorzugt eingestellt werden. …  
 
 
Nummer 1.3 SchwbVwV  (Anwendung von Vorschriften) 
 
Bei Richterinnen und Richtern, Angestellten sowie Arbeiterinnen und Ar-
beitern sind … Nummern 3 und 4 zu § 11 der Verwaltungsvorschrift des 
Innenministeriums zur Durchführung des Landesbeamtengesetzes vom 
18. Juli 2003 entsprechend anzuwenden.  
 
 
§ 81 Abs. 3 SGB IX (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehin-
derter Menschen) 
 
(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in ih-
ren Betrieben und Dienststellen wenigstens die vorgeschriebene Zahl 
schwerbehinderter Menschen eine möglichst dauerhafte behinderungsge-
rechte Beschäftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 
 
 
Nummer 2.1.2  SchwbVwV  (Barrierefreiheit) 
 
In Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach §§ 71 und 72 SGB IX ist im 
Rahmen der jeweiligen Zuständigkeiten der Einstellungsbehörden und der 
Staatlichen Vermögens- und Hochbauverwaltung dafür Sorge zu tragen, 
dass die Einstellung behinderter Menschen nicht an baulichen oder tech-
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nischen Hindernissen scheitert, soweit dies zumutbar und ohne unver-
hältnismäßig hohen Aufwand möglich ist. 
 
 
§ 68 Landespersonalvertretungsgesetz - Allgemeine Aufgaben der Perso-
nalvertretung 
 
(1) die Personalvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben:  
1. Maßnahmen, die den innerdienstlichen sozialen oder persönlichen Be-
langen der Angehörigen der Dienststelle dienen, zu beantragen, 
2. darüber zu wachen, daß die zugunsten der Beschäftigten geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen, Verwaltungs-
anordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und sonstigen Arbeits-
schutzvorschriften durchgeführt werden, 
3. Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten und der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt 
erscheinen, durch Verhandlung mit dem Leiter der Dienststelle auf ihre Er-
ledigung hinzuwirken; der Personalrat hat die betroffenen Beteiligten über 
das Ergebnis der Verhandlungen zu unterrichten, 
4. im Zusammenwirken mit der Schwerbehindertenvertretung die Einglie-
derung und berufliche Entwicklung Schwerbehinderter und sonstiger 
Hilfsbedürftiger, insbesondere älterer Personen, in die Dienststelle zu för-
dern und für eine ihren Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechende Be-
schäftigung zu sorgen, 
5. im Zusammenwirken mit der Schwerbehindertenvertretung Maßnahmen 
zur beruflichen Förderung Schwerbehinderter zu beantragen, 
6. die Eingliederung ausländischer Beschäftigter in die Dienststelle und 
das Verständnis zwischen ihnen und den deutschen Beschäftigten zu för-
dern, 
7. mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Förderung der Be-
lange der Beschäftigten im Sinne von § 57 eng zusammenzuarbeiten, 
8. Kinderbetreuungseinrichtungen der Dienststelle, 
9. Wahrung der Interessen der Fernarbeitnehmer, 
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10. Maßnahmen zu beantragen, die der Gleichstellung von Frau und Mann 
dienen. 
 
 
Erläuterungen: 

 

Die Eingliederung schwerbehinderter Menschen in das Berufsleben ist eine ge-

sellschaftliche Aufgabe von hohem Rang. Daher verpflichtet der Gesetzgeber 

Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitsplätzen schwerbehinderte Menschen zu 

beschäftigen. Die Beschäftigungspflichtquote beträgt 5 Prozent. 

 

Alle Einstellungsbehörden haben stets sorgfältig zu prüfen, ob freie oder frei-

werdende Stellen mit schwerbehinderten Menschen, insbesondere bei der A-

gentur für Arbeit gemeldeten schwerbehinderten Menschen besetzt werden 

können. Der Dienstherr (Arbeitgeber) hat dabei im Rahmen der o.g. Vorschrif-

ten die Schwerbehindertenvertretung zu beteiligen und die Personalvertretung 

einzuschalten. Die Einstellungsbehörden halten zur Arbeitsverwaltung engen 

Kontakt, um rechtzeitig auf in Betracht kommende schwerbehinderte Bewerber 

für freie Stellen aufmerksam zu werden. 

Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen 

nicht beschäftigen, haben sie für jeden unbesetzten Pflichtplatz monatlich eine 

Ausgleichsabgabe zu entrichten. Die Zahlung der Ausgleichsabgabe hebt je-

doch die Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen nicht auf. 

 

Beschäftigte schwerbehinderte Menschen haben nach dem Schwerbehinder-

tenrecht einen Anspruch auf behindertengerechte Ausstattung ihres Arbeits-

platzes und des Arbeitsumfeldes. Die SchwbVwV regelt, dass die Einstellung 

behinderter Menschen nicht an baulichen und technischen Hindernissen schei-

tern soll. 
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2.2.  Eignung 
 
§ 10 LVO  (Erleichterungen für Schwerbehinderte) 
 
(1)  Von Schwerbehinderten darf bei der Einstellung, der Anstellung und 
der Beförderung nur das Mindestmaß gesundheitlicher Eignung für die 
betreffende Stelle verlangt werden. 
 
 
Nr. 3 zu § 11 VwV-LBG 
 
Liegen Bewerbungen von Schwerbehinderten vor, so soll ihnen bei insge-
samt ausreichender Eignung, also auch wenn einzelne Eignungsmerkma-
le behinderungsbedingt schwächer ausgeprägt sind,  der Vorzug vor nicht 
schwerbehinderten Bewerbern gegeben werden. 
Nach § 10 Absatz 1 LVO darf von Schwerbehinderten bei der Einstellung, 
der Anstellung und der Beförderung nur das Mindestmaß an gesundheitli-
cher Eignung für die betreffende Stelle verlangt werden. Die gesundheitli-
che Eignung kann im Allgemeinen auch dann noch als ausreichend ange-
sehen werden, wenn die schwerbehinderte Person nur für die Wahrneh-
mung bestimmter Dienstposten der betreffenden Laufbahn geistig und 
körperlich geeignet ist. 
In bestimmten Laufbahnen, wie z.B. im Polizeivollzugsdienst oder im all-
gemeinen Vollzugsdienst bei den Justizvollzugsanstalten, müssen an die 
Tauglichkeit aller Beamten besondere Anforderungen gestellt werden, so-
dass sich hierdurch gewisse Beschränkungen bei Verwendung von be-
hinderten Personen ergeben. 
Schwerbehinderte dürfen auch dann als Beamte eingestellt werden, wenn 
als Folge ihrer Behinderung eine vorzeitige Dienstunfähigkeit möglich ist. 
Es muss aber bei der Einstellung und bei der Ernennung zum Beamten 
auf Lebenszeit davon ausgegangen werden können, dass die schwerbe-
hinderte Person mindestens fünf Jahre dienstfähig bleibt; dies muss im 
amtsärztlichen Gutachten zum Ausdruck kommen. 
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Nummer 1.3  SchwbVwV  (Anwendung von Vorschriften) 
 
Bei Richterinnen und Richtern, Angestellten sowie Arbeiterinnen und Ar-
beitern sind Nr. 3 zu § 11… der Verwaltungsvorschrift des Innenministeri-
ums zur Durchführung des Landesbeamtengesetzes vom 18. Juli 2003 
entsprechend anzuwenden.  
 
 
Erläuterungen: 

 
Niemand darf wegen einer Behinderung benachteiligt werden. Die zugunsten 

von schwerbehinderten Menschen getroffenen Bestimmungen sollten im Rah-

men des rechtlich Möglichen großzügig ausgelegt werden. Von schwerbehin-

derten Menschen darf bei Einstellung/Beförderung nur das Mindestmaß ge-

sundheitlicher Eignung für die betreffende Stelle verlangt werden. Erfüllt ein 

schwerbehinderter Mensch jedoch die Mindestvoraussetzung für eine betref-

fende Stelle nicht, so liegt die Einstellung/Beförderung weder im wohlverstan-

denen Interesse des schwerbehinderten Bewerbers noch im dienstlichen Inte-

resse.  

 
 
 2.3  Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung 
 
 

§ 81  SGB IX  (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter 
Menschen) 
 
(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit 
schwerbehinderten Menschen, insbesondere mit bei der Agentur für Ar-
beit arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldeten schwerbehinderten Men-
schen, besetzt werden können. Sie nehmen frühzeitig Verbindung mit der 
Agentur für Arbeit auf. Die Bundesagentur für Arbeit oder ein Integrations-
fachdienst schlägt den Arbeitgebern geeignete schwerbehinderte Men-
schen vor. Über die Vermittlungsvorschläge und vorliegende Bewerbun-
gen von schwerbehinderten Menschen haben die Arbeitgeber die 
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Schwerbehindertenvertretung und die in § 93 genannten Vertretungen 
unmittelbar nach Eingang zu unterrichten. Bei Bewerbungen schwerbe-
hinderter Richter und Richterinnen wird der Präsidialrat unterrichtet und 
gehört, soweit dieser an der Ernennung zu beteiligen ist. Bei der Prüfung 
nach Satz 1 beteiligen die Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung 
nach § 95 Abs. 2 und hören die in § 93 genannten Vertretungen an. Erfüllt 
der Arbeitgeber seine Beschäftigungspflicht nicht und ist die Schwerbe-
hindertenvertretung oder eine in § 93 genannte Vertretung mit der beab-
sichtigten Entscheidung des Arbeitgebers nicht einverstanden, ist diese 
unter Darlegung der Gründe mit ihnen zu erörtern. Dabei wird der betrof-
fene schwerbehinderte Mensch angehört. Alle Beteiligten sind vom Ar-
beitgeber über die getroffene Entscheidung unter Darlegung der Gründe 
unverzüglich zu unterrichten. Bei Bewerbungen schwerbehinderter Men-
schen ist die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn der 
schwerbehinderte Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenvertre-
tung ausdrücklich ablehnt. 
 
 
 
§ 95 SGB IX  (Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung) 
 
(2) (Satz 3:)  Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht auf Beteili-
gung am Verfahren nach § 81 Abs. 1 und beim Vorliegen von Vermitt-
lungsvorschlägen der Bundesagentur für Arbeit nach § 81 Abs. 1 oder von 
Bewerbungen schwerbehinderter Menschen das Recht auf Einsicht in die 
entscheidungsrelevanten Teile der Bewerbungsunterlagen und Teilnahme 
an Vorstellungsgesprächen. 
 
 
Nummer 2.1.1  SchwbVwV  (Beteiligung der Schwerbehindertenvertre-
tung) 
 
Bei Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen hat die Schwerbe-
hindertenvertretung das Recht auf Einsichtnahme in die Bewerbungsun-
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terlagen sowie auf Teilnahme an den Vorstellungsgesprächen der 
schwerbehinderten und der nicht behinderten Bewerberinnen und Bewer-
ber. Auf Verlangen ist die beabsichtigte Einstellungsentscheidung mit der 
Schwerbehindertenvertretung in einem Gespräch zu erörtern und im Ein-
zelnen zu begründen.  
 
 
Erläuterungen: 

 

Der Dienstherr ist verpflichtet zu prüfen, ob freie Stellen mit schwerbehinderten 

Menschen besetzt werden können. Hierzu hat er Kontakt zur Arbeitsverwaltung 

aufzunehmen. Liegen Vermittlungsvorschläge der Arbeitsverwaltung und/oder 

Bewerbungen von schwerbehinderten Menschen vor, so ist die Schwerbehin-

dertenvertretung zu unterrichten. 

Liegen Bewerbungen schwerbehinderter Menschen vor, so hat die Schwerbe-

hindertenvertretung das Recht auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen aller 

Bewerberinnen und Bewerber sowie das Recht auf Teilnahme an allen Vorstel-

lungsgesprächen. Auf Verlangen sind alle Bewerbungen mit der Schwerbehin-

dertenvertretung zu erörtern. Nur wenn der schwerbehinderte Bewerber der Be-

teiligung der Schwerbehindertenvertretung widerspricht, entfällt deren Beteili-

gung.  

 

Ist die Einstellungsentscheidung endgültig getroffen, hat der Arbeitgeber 

die Schwerbehindertenvertretung unverzüglich, d. h. hier in der Regel sofort, 

gem. § 95 Abs. 2 Satz 1 SGB IX zu informieren. Darüber hinaus müssen alle 

Beteiligten, also auch die betriebliche Interessenvertretung und die abgelehnten 

schwerbehinderten Bewerber, vom Arbeitgeber unterrichtet werden (§ 81 Abs. 
1 Satz 9 SGB IX). Die Unterrichtungspflicht ist nicht davon abhängig, dass zu-

vor eine Erörterung und Anhörung nach § 81 Abs. 1 Satz 7 und 8 SGB IX statt-

gefunden hat. Ergänzend wird an dieser Stelle auch auf die Rechtsprechung 

des ArbG Frankfurt (Az:17 Ca 8469/02) vom 19.2.2003 hingewiesen, wonach 

schwerbehinderten Bewerbern die Gründe für ihre Nichtberücksichtigung bei 

der Stellenbesetzung schriftlich mitzuteilen sind und ein Nachschieben von 

Gründen in einem späteren Entschädigungsprozess nicht möglich ist. 
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3. Pflichten der Arbeitgeber 
 
§ 81 Abs. 2 und 3 SGB IX (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwer-
behinderter Menschen) 
 
(2)  Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Beschäftigte nicht wegen ihrer 
Behinderung benachteiligen. Im Einzelnen gilt hierzu Folgendes: 
 
1.  Ein schwerbehinderter Beschäftigter darf bei einer Vereinbarung o-

der einer Maßnahme, insbesondere bei der Begründung des Arbeits- 
oder sonstigen Beschäftigungsverhältnisses, beim beruflichen Auf-
stieg, bei einer Weisung oder einer Kündigung, nicht wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden. Eine unterschiedliche Behand-
lung wegen der Behinderung ist jedoch zulässig, soweit eine Verein-
barung oder eine Maßnahme die Art der von dem schwerbehinderten 
Beschäftigten auszuübenden Tätigkeit zum Gegenstand hat und eine 
bestimmte körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische 
Gesundheit wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung 
für diese Tätigkeit ist. Macht im Streitfall der schwerbehinderte Be-
schäftigte Tatsachen glaubhaft, die eine Benachteiligung wegen der 
Behinderung vermuten lassen, trägt der Arbeitgeber die Beweislast 
dafür, dass nicht auf die Behinderung bezogene, sachliche Gründe 
eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen oder eine bestimmte 
körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit 
wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung für diese Tä-
tigkeit ist.  

 
2. Wird gegen das in Nummer 1 geregelte Benachteiligungsverbot bei 

der Begründung eines Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungsver-
hältnisses verstoßen, kann der hierdurch benachteiligte schwerbe-
hinderte Bewerber eine angemessene Entschädigung in Geld verlan-
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gen; ein Anspruch auf Begründung eines Arbeits- oder sonstigen 
Beschäftigungsverhältnisses besteht nicht.  

 
3.  Wäre der schwerbehinderte Bewerber auch bei benachteiligungsfrei-

er Auswahl nicht eingestellt worden, leistet der Arbeitgeber eine an-
gemessene Entschädigung in Höhe von höchstens drei Monatsver-
diensten. Als Monatsverdienst gilt, was dem schwerbehinderten Be-
werber bei regelmäßiger Arbeitszeit in dem Monat, in dem das Ar-
beits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis hätte begründet wer-
den sollen, an Geld- und Sachbezügen zugestanden hätte.  

 
4.  Ein Anspruch auf Entschädigung nach den Nummern 2 und 3 muss 

innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Ablehnung der Bewer-
bung schriftlich geltend gemacht werden.  

 
5.  Die Regelungen über die angemessene Entschädigung gelten beim 

beruflichen Aufstieg entsprechend, wenn auf den Aufstieg kein An-
spruch besteht. 

 
(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in ih-
ren Betrieben und Dienststellen wenigstens die vorgeschriebene Zahl 
schwerbehinderter Menschen eine möglichst dauerhafte behinderungsge-
rechte Beschäftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Menschen nicht wegen ihrer Behinderung 

benachteiligen. Fand im Bewerbungsverfahren eine Benachteiligung statt, so ist 

eine Entschädigung zu leisten. Das Schwerbehindertenrecht unterscheidet zwei 

Fälle: 

− Wäre der schwerbehinderte Mensch ohne die Benachteiligung eingestellt 

worden, so kann er eine angemessene Entschädigung in Geld verlan-
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gen. Die Zahlung hat in einem angemessenen Verhältnis zum erlittenen 

Schaden zu stehen. 

− Wäre der schwerbehinderte Mensch auch ohne Benachteiligung nicht 

eingestellt worden (z.B. weil er die Einstellungsvoraussetzungen nicht er-

füllt), so ist ebenfalls eine angemessene Entschädigung zu leisten, die 

jedoch höchstens drei Monatsverdienste betragen darf. 

 
 
4. Prüfungen 
 
 § 10 LVO  (Erleichterungen für Schwerbehinderte) 
 

(1) Von Schwerbehinderten darf bei der Einstellung, der Anstellung und 
der Beförderung nur das Mindestmaß gesundheitlicher Eignung für die 
betreffende Stelle verlangt werden. 
 
(2)  Im Prüfungsverfahren sind für Schwerbehinderte die ihrer Behinde-
rung angemessenen Erleichterungen vorzusehen. 
 
 
Nummer 2.3 SchwbVwV (Prüfungen) 
 
Schwerbehinderte Menschen sind rechtzeitig vor der Prüfung darauf hin-
zuweisen, dass sie gegebenenfalls Prüfungserleichterungen nach Maßga-
be der einschlägigen Prüfungsordnung beantragen und sich hierbei vom 
Prüfungsamt und von der Schwerbehindertenvertretung beraten lassen 
können. 
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Erläuterungen: 

 
Bei Prüfungen können sich für schwerbehinderte Menschen im Wettbewerb mit 

nicht behinderten Personen besondere Härten ergeben. Daher bestimmt § 10 

Abs. 2 LVO, dass in Prüfungsverfahren für schwerbehinderte Menschen die ih-

rer Behinderung angemessenen Erleichterungen vorzusehen sind. Dies gilt für 

Eignungs-, Zwischen-, Aufstiegs-, Laufbahn- und verwaltungsinterne Prüfungen 

sowie sonstige Auswahlverfahren. Auch Ermessensentscheidungen müssen 

den besonderen Belangen schwerbehinderter Menschen Rechnung tragen. 

 

Welche Prüfungserleichterungen zu gewähren sind, ergibt sich in der Regel aus 

den einschlägigen Prüfungsordnungen. Als Beispiel sei hier die Bestimmung 

der Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung für die Erste juristische Staats-

prüfung zitiert: 

 

§ 12 JAPrO – a.F. 

 

(1) In der schriftlichen Prüfung sind sieben Aufgaben mit einer Bearbeitungszeit 

von jeweils fünf Stunden zu bearbeiten. Bei Behinderungen, die die Schreibfä-

higkeit beeinträchtigen, kann das Landesjustizprüfungsamt auf schriftlichen An-

trag die Bearbeitungszeit angemessen verlängern, Ruhepausen gewähren, die 

nicht auf die Bearbeitungszeit angerechnet werden, oder persönliche oder 

sächliche Hilfsmittel zulassen. Die Zeit der Verlängerung und der Ruhepausen 

darf insgesamt zweieinhalb Stunden nicht überschreiten. Die Beeinträchtigung 

ist darzulegen und durch amtsärztliches Zeugnis, das die für die Beurteilung nö-

tigen medizinischen Befundtatsachen enthält, nachzuweisen. 

 

Als Prüfungserleichterungen sind folgende Maßnahmen denkbar: 

 

Bei schwerbehinderten Menschen, die infolge ihrer Behinderung anderen Prüf-

lingen gegenüber wesentlich benachteiligt sind, kommt eine angemessene Ver-

längerung der Frist für die Ablieferung schriftlicher Arbeiten in Betracht. Die Ver-

längerung der Frist kann in der Regel bis zu 50 vom Hundert betragen. Ent-
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sprechendes gilt auch für die Vorlage von schriftlichen Entwürfen über Unter-

richtsstunden zur Abhaltung von Prüfungslehrproben. Diese Erleichterung 

kommt vor allem für Armamputierte, Handverletzte, Blinde, Gelähmte und Hirn-

geschädigte in Betracht. Von Armamputierten, Gelähmten und Handverletzten, 

die im Zeichnen behindert sind, sollten möglichst wenige Zeichnungen gefordert 

werden. Bei Blinden, Gelähmten, Hirngeschädigten und Behinderten mit erheb-

licher psychischer Beeinträchtigung sollte geprüft werden, ob ihnen die schriftli-

chen Arbeiten ganz oder teilweise erlassen werden können. Bei der mündlichen 

Prüfung sollte bei entsprechender Behinderung auf gedächtnismäßiges Wissen 

verzichtet werden, soweit sich dies mit dem Zweck der Prüfung vereinbaren 

lässt. In der Regel dürfte es genügen, wenn Aufgaben gestellt werden, deren 

Lösung erkennen lässt, dass die erforderlichen Kenntnisse und die Urteilsfähig-

keit vorhanden sind, die zur richtigen Entscheidung befähigen. 

 

Bei der schriftlichen Prüfung sollte für Blinde, Gelähmte und Hirngeschädigte 

eine geeignete Schreibhilfe zugelassen werden; schriftliche Rechenaufgaben 

sollten ihnen erlassen werden, soweit der Prüfungszweck dies zulässt. 

 

Hörgeschädigten, die taub oder nahezu taub sind, sollten in der mündlichen 

Prüfung die Prüfungsfragen schriftlich vorgelegt werden. Auf Verlangen sollte 

ihnen ein Gehörlosendolmetscher zur Verfügung gestellt werden. 

 

Praktische Prüfungen sollen unter angemessener Berücksichtigung der Behin-

derung gestaltet werden. In geeigneten Fällen sollte die Teilnahme an Prü-

fungsteilen freigestellt werden. In besonderen Fällen, vor allem bei einer münd-

lichen oder einer praktischen Prüfung, kann die Verkürzung der Prüfungsdauer 

bis zu 50 vom Hundert in Betracht kommen. Soweit erforderlich sollten Erho-

lungspausen zugelassen werden. 

 

Im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit können mündliche Prüfungen auf Ver-

langen der schwerbehinderten Person als Einzelprüfungen abgehalten werden. 

 

Durch Prüfungserleichterungen dürfen die übrigen Prüfungsteilnehmer nicht ge-

stört oder selbst benachteiligt werden. 
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5. Beschäftigung 

 
5.1 Arbeitsbedingungen 
 
§ 81 Abs. 4 SGB IX (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehin-
derter Menschen)  
 
(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitge-
bern Anspruch auf 
 
1.  Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse mög-

lichst voll verwerten und weiterentwickeln können, 
2.  bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der 

beruflichen Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens, 
3.  Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbe-

trieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung, 
4.  behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstät-

ten einschließlich der Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte sowie 
der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsumfeldes, der Arbeits-
organisation und der Arbeitszeit, unter besonderer Berücksichtigung 
der Unfallgefahr, 

5.  Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen 
Arbeitshilfen  

 
unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer Auswirkungen auf die 
Beschäftigung. Bei der Durchführung der Maßnahmen nach den Nummern 
1, 4 und 5 unterstützt die Bundesagentur für Arbeit und die Integrations-
ämter die Arbeitgeber unter Berücksichtigung der für die Beschäftigung 
wesentlichen Eigenschaften der schwerbehinderten Menschen. Ein An-
spruch nach Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfüllung für den Arbeitge-
ber nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbun-
den wäre oder soweit die staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen 
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Arbeitsschutzvorschriften oder beamtenrechtliche Vorschriften entgegen-
stehen. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Die Landesverwaltung schützt und fördert die Gesundheit ihrer Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter bei der Arbeit und gewährleistet ihre Sicherheit am Arbeitsplatz. 

Dabei sind ihr eine ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze und eine ge-

sundheitskonforme Organisationsform wichtige Anliegen.  

 

Schwerbehinderte Beschäftigte sehen es als selbstverständlich an, ihre dienst-

lichen Aufgaben wie jeder andere Mitarbeiter zu erfüllen. Die Bemühungen 

schwerbehinderter Menschen um vollwertige Arbeitsleistungen sollten von allen 

Vorgesetzten und Mitarbeitern mit Verständnis und Hilfe nach Kräften unter-

stützt werden. Für schwerbehinderte Bedienstete müssen Arbeitsbedingungen 

geschaffen werden, die den besonderen Anforderungen der Behinderung mög-

lichst gerecht werden. Alle geeigneten Möglichkeiten müssen ausgeschöpft 

werden, damit die Arbeit erleichtert und die Leistungsfähigkeit der schwerbe-

hinderten Person so gesteigert werden kann, dass sie im Wesentlichen der ei-

ner nicht behinderten Person entspricht.  

 
 
 5.2 Barrierefreiheit 
 
 § 81 Abs. 4 SGB IX 
 

(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitge-
bern Anspruch auf 
… 
4.  behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstät-

ten einschließlich der Betriebsanlagen…  
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Erläuterungen: 

 
Für schwerbehinderte Bedienstete müssen Arbeitsbedingungen geschaffen 

werden, die den besonderen Anforderungen der Behinderung möglichst gerecht 

werden. Die Arbeitsräume von schwerbehinderten Personen sind so auszustat-

ten, dass die Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigt wird. Ein besonderer 

Raumbedarf kann zum Beispiel für Rollstuhlfahrer bestehen. Insbesondere für 

hirngeschädigte, blinde, tuberkulöse, querschnittsgelähmte, amputierte und 

schwerbehinderte Menschen, die besonders lärm- und hitzeempfindlich sind, 

kann es angezeigt sein, möglichst ein Einzelzimmer zuzuteilen. 

 
 
 5.3 Arbeitsplatzausstattung 
 
§ 81 Abs. 4 SGB IX   
 
(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitge-
bern Anspruch auf 
… 
4.  behinderungsgerechte … Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeits-

umfeldes … unter besonderer Berücksichtigung der Unfallgefahr, 
 

 5. Ausstattung Ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen 
Arbeitshilfen unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer 
Auswirkungen auf die Beschäftigung.  

… 
 
 
Erläuterungen: 

 
Für schwerbehinderte Bedienstete müssen Arbeitsbedingungen geschaffen 

werden, die den besonderen Anforderungen der Behinderung möglichst gerecht 

werden. Auf die Einstellung von schwerbehinderten Personen muss erforderli-

chenfalls eine berufsbegleitende Hilfe am Arbeitsplatz erfolgen. In Zusammen-
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arbeit mit den Rehabilitationsträgern, dem technischen Dienst des Integration-

samts oder den Integrationsfachdiensten kann im Einzelfall geprüft werden, 

welche persönlichen und sächlichen Hilfen erforderlich sind. 

 
 
5.4 Arbeitszeit 
 
§ 81 Abs. 4 und 5 SGB IX 
 
 (4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitge-
bern Anspruch auf 
… 
4.  behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstät-
ten,… der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit, unter besonderer Be-
rücksichtigung der Unfallgefahr… 
 
(5) Die Arbeitgeber fördern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen. Sie 
werden dabei von den Integrationsämtern unterstützt. Schwerbehinderte 
Menschen haben einen Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung, wenn die kür-
zere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist; 
Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
 
§ 124 SGB IX  (Mehrarbeit) 
 
Schwerbehinderte Menschen werden auf ihr Verlangen von Mehrarbeit 
freigestellt. 
 
 
Nummer 2.2 SchwbVwV (Arbeitsleistung) 
 
Es ist zu berücksichtigen, dass einzelne schwerbehinderte Beschäftigte 
für die Erledigung der ihnen übertragenen Aufgaben unter Umständen 
mehr Zeit benötigen.  
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Erläuterungen: 

 
Schwerbehinderte Beschäftigte sehen es als selbstverständlich an, ihre dienst-

lichen Aufgaben wie jeder andere Mitarbeiter zu erfüllen. Die Bemühungen 

schwerbehinderter Menschen um vollwertige Arbeitsleistungen können beson-

dere Regelungen für die Arbeitszeit und Arbeitspausen erforderlich machen. 

Auf Verlangen sind schwerbehinderte Menschen von Mehrarbeit/Überstunden 

freizustellen. Zu Mehrarbeit können auch Bereitschaftsdienst und Rufbereit-

schaft führen. 

 
 
5.5 Zusatzurlaub 
 
§ 125 SGB IX  (Zusatzurlaub) 
 
(1) Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zu-
sätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die 
regelmäßige Arbeitszeit des schwerbehinderten Menschen auf mehr oder 
weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder vermin-
dert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifliche, betriebliche 
oder sonstige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen einen 
längeren Zusatzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt. 
 
(2) Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesam-
ten Kalenderjahres, so hat der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen 
Monat der im Beschäftigungsverhältnis vorliegenden Schwerbehinderten-
eigenschaft einen Anspruch auf ein Zwölftel des Zusatzurlaubs nach Ab-
satz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben 
Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. Der so ermittelte 
Zusatzurlaub ist dem Erholungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei ei-
nem nicht im ganzen Kalenderjahr bestehenden Beschäftigungsverhältnis 
nicht erneut gemindert werden.  
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(3) Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 69 Abs. 1 
und 2 rückwirkend festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des 
Zusatzurlaubs in das nächste Kalenderjahr die dem Beschäftigungsver-
hältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen Regelungen Anwendung. 
 
 
§ 8 Urlaubsverordnung  (Zusätzlicher Erholungsurlaub [Zusatzurlaub]) 
 
(1)  Einen Zusatzurlaub von drei Arbeitstagen erhalten Beamte, deren 
Grad der Behinderung weniger als 50, aber mindestens 30 beträgt; das-
selbe gilt bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 
vom Hundert, aber um mindestens 25 vom Hundert. Der Grad der Behin-
derung oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit ist durch den jeweils 
letzten Rentenbescheid, einen Feststellungsbescheid oder eine Beschei-
nigung des Versorgungsamts oder, falls ein solcher Bescheid oder eine 
solche Bescheinigung nicht vorhanden ist, durch das Zeugnis eines Ge-
sundheitsamtes nachzuweisen. 
 
(2) Für den Zusatzurlaub nach § 47 des Schwerbehindertengesetzes ha-
ben Schwerbehinderte einen Ausweis nach § 4 Abs. 5 Satz 1 des Schwer-
behindertengesetzes vorzulegen. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Für Angestellte und Arbeiter des Landes verweisen § 49 Abs. 1 BAT bzw. § 49 

Abs. 3 und 4 MTArb auf die für den Zusatzurlaub der Beamten geltenden Vor-

schriften oder enthalten inhaltsgleiche Regelungen; die ergänzenden Bestim-

mungen in § 49 Abs. 2 BAT bzw. § 49 Abs. 5 MTArb sind zu beachten. 
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 5.6 Mitarbeitergespräch 

 
Das Mitarbeitergespräch ist das zentrale Führungs- und Steuerungsinstrument 

des Personalmanagements. In ihm sind Aspekte der Effizienz- und Effektivitäts-

steigerung sowie motivations- und kommunikationspsychologische Aspekte zu 

einem Gesamtbild eines mitarbeiterorientierten Führungskonzepts verknüpft. 

 

Das Gespräch besteht aus den drei Elementen 

• Beratung, 

• Zielvereinbarung und 

• Förderung. 

 

Die Beratung ist der gegenwartsbezogene Teil des Gesprächs. In dem Einzel-

gespräch anerkennt die Führungskraft die konkreten Leistungen seiner Mitar-

beiterin oder seines Mitarbeiters. Sie fragt nach der Arbeitszufriedenheit, be-

spricht Fragen der Zusammenarbeit, bereinigt dabei möglicherweise aufgetre-

tene Missverständnisse oder fragt nach Umständen, die die Herbeiführung des 

Leistungserfolgs gefördert, aber auch nach Ursachen, die zur Beeinträchtigung 

der Leistungsfähigkeit geführt haben. Gemeinsam werden grundsätzliche Her-

ausforderungen, Anforderungen oder sonstige Probleme der Führung und Zu-

sammenarbeit analysiert und Lösungen erarbeitet. Des weiteren werden Wege 

erarbeitet, wie die Erfolgsfaktoren ausgeweitet oder möglichst stabilisiert und 

die Misserfolgsfaktoren behoben oder abgebaut werden können. 

Die Führungskraft sollte sich daher vor jedem Gespräch auch über die Situation 

der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters, über ihre Belastungen, Barrieren, 

Hemmschwellen, Kontaktfähigkeit, über das Referatsklima, die Akzeptanz des 

Führungsverhaltens u.ä. Gedanken machen. Die Führungskraft sollte dazu ihre 

Erfahrungen und Kenntnisse mit anderen Gesprächstypen wie beispielsweise 

dem Beurteilungsgespräch oder dem Anerkennungs- und Kritikgespräch ein-

setzen. 

 

Sinnvoll ist es, wenn mit schwerbehinderten Beschäftigten ein Gespräch über 

den Umfang der Schwerbehinderung und deren Auswirkungen auf die 
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Leistungs- und Verwendungsfähigkeit geführt wird. In dem Gespräch kann fest-

gestellt werden, wie der Beschäftigte selbst die Auswirkung seiner Behinderung 

auf die Arbeitsleistung, insbesondere auf die Arbeitsmenge, und auf seine Ver-

wendungsmöglichkeit einschätzt. Auf ausdrücklichen Wunsch des schwerbe-

hinderten Menschen kann die Schwerbehindertenvertretung zum Mitarbeiterge-

spräch hinzugezogen werden. 

 
 
 

6. Berufsförderung 
 
6.1 Arbeitsplatzwechsel 
 
Nr. 5 zu § 36 VwV-LBG 
 
Für schwerbehinderte Beamte ist es je nach Art und Schwere der Behin-
derung schwieriger als für andere Beschäftigte, sich auf einen neuen Ar-
beitsplatz umzustellen. Sie sollen daher gegen ihren Willen nur aus drin-
genden dienstlichen Gründen versetzt werden, wenn ihnen hierbei min-
destens gleichwertige oder bessere Arbeitsbedingungen oder Entwick-
lungsmöglichkeiten geboten werden. Bei Versetzungen von schwerbehin-
derten Beamten ist die Schwerbehindertenvertretung zu unterrichten und 
vor einer Entscheidung anzuhören. Die Entscheidung ist ihr unverzüglich 
mitzuteilen (§ 95 Abs. 2 Satz 1 SGB IX).  
 
 
Abs. 2 zu § 37 VwV-LBG 
 
Für die Abordnung von schwerbehinderten Beamten gilt Nummer 5 zu 
§ 36 entsprechend. 
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Nummer 2.4.1 SchwbVwV  (Arbeitsplatzwechsel) 
 
Anträgen schwerbehinderter Menschen auf ihre Versetzung, Abordnung, 
Zuweisung oder Umsetzung sowie entsprechenden Verwendungswün-
schen bei einem Wechsel des Dienstherrn bzw. Arbeitgebers durch Über-
nahme soll möglichst entsprochen werden. 
 
Ist die weitere Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in der bisheri-
gen Dienststelle nicht möglich (zum Beispiel wegen Auflösung oder Um-
bildung von Dienststellen oder wesentlichen Teilen von ihnen), so ist dem 
schwerbehinderten Menschen im Rahmen der haushaltsmäßigen und der 
tariflichen und beamtenrechtlichen Regelungen und sonstiger Vereinba-
rungen ein anderer, beamten- oder tarifrechtlich möglichst statusgleicher 
Dienstposten bzw. Arbeitsplatz zu vermitteln. Dabei soll, soweit dies dem 
Dienstherrn bzw. Arbeitgeber zumutbar und ohne unverhältnismäßig ho-
hen Aufwand möglich ist, für schwerbehinderte Menschen vorrangig eine 
Unterbringung bei einer Dienststelle am bisherigen Dienstort oder in 
Wohnortnähe angestrebt werden. Die Anforderungen und Belastungen 
gegenüber dem bisherigen Dienstposten bzw. Arbeitsplatz für den 
schwerbehinderten Menschen sollen sich nach Möglichkeit nicht erhöhen. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Schwerbehinderte Beschäftigte sehen es als selbstverständlich an, ihre dienst-

lichen Aufgaben wie jeder andere Mitarbeiter zu erfüllen. Die Bemühungen 

schwerbehinderter Menschen um vollwertige Arbeitsleistungen sollten von allen 

Vorgesetzten und Mitarbeitern mit Verständnis und Hilfe nach Kräften unter-

stützt werden. Für schwerbehinderte Bedienstete müssen Arbeitsbedingungen 

geschaffen werden, die den besonderen Anforderungen der Behinderung mög-

lichst gerecht werden. Alle geeigneten Möglichkeiten müssen ausgeschöpft 

werden, damit die Arbeit erleichtert und die Leistungsfähigkeit der schwerbe-

hinderten Person so gesteigert werden kann, dass sie im Wesentlichen der ei-

ner nicht behinderten Person entspricht.  
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Konkurrieren schwerbehinderte mit nicht schwerbehinderten Bediensteten im 

Rahmen einer Entscheidung über eine Versetzung, Abordnung usw., ist die 

Schwerbehinderung ein wesentlicher Gesichtspunkt, der bei der Ermessens-

entscheidung zu berücksichtigen ist. Dies darf jedoch nicht dazu führen, dass 

dieser Aspekt einen absoluten Vorrang vor allen anderen Gesichtspunkten (z.B. 

Kinder, betreuungsbedürftige Angehörige) erhält. 

 
 
6.2  Berufliche Förderung 
 
§ 81 SGB IX  (Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter 
Menschen) 
 
(4)   Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitge-
bern Anspruch auf 
1.  Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse mög-

lichst voll verwerten und weiterentwickeln können, 
2.  bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der 

beruflichen Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens, 
3.  Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbe-

trieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung, 
… 
Bei der Durchführung der Maßnahmen nach den Nummern 1, 4 und 5 un-
terstützt die Bundesagentur für Arbeit und die Integrationsämter die Ar-
beitgeber unter Berücksichtigung der für die Beschäftigung wesentlichen 
Eigenschaften der schwerbehinderten Menschen. Ein Anspruch nach 
Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfüllung für den Arbeitgeber nicht zu-
mutbar oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden wäre 
oder soweit die staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen Arbeits-
schutzvorschriften oder beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen. 
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Nr. 3 zu § 11 VwV-LBG 
 
Liegen Bewerbungen von Schwerbehinderten vor, so soll ihnen bei insge-
samt ausreichender Eignung, also auch wenn einzelne Eignungsmerkma-
le behinderungsbedingt schwächer ausgeprägt sind, der Vorzug vor nicht 
schwerbehinderten Bewerbern gegeben werden. 
 
Nach § 10 Abs. 1 LVO darf von Schwerbehinderten bei der Einstellung, der 
Anstellung und der Beförderung nur das Mindestmaß gesundheitlicher 
Eignung für die betreffende Stelle verlangt werden. Die gesundheitliche 
Eignung kann im allgemeinen auch dann noch als ausreichend angesehen 
werden, wenn die schwerbehinderte Person nur für die Wahrnehmung be-
stimmter Dienstposten der betreffenden Laufbahn geistig und körperlich 
geeignet ist. 
 
In bestimmten Laufbahnen, wie z. B. im Polizeivollzugsdienst oder im all-
gemeinen Vollzugsdienst bei den Justizvollzugsanstalten, müssen an die 
Tauglichkeit aller Beamten besondere Anforderungen gestellt werden, so-
dass sich hierdurch gewisse Beschränkungen bei Verwendung von be-
hinderten Personen ergeben. 
 
 
Nummer 2.4.2 SchwbVwV  (Berufliche Förderung) 
 
Auf die berufliche Fortbildung schwerbehinderter Menschen muss beson-
derer Wert gelegt werden.  
 
Für schwerbehinderte Menschen, die nach Art und Schwere ihrer Behin-
derung besonders betroffen sind, sollen die Möglichkeiten geeigneter 
Förderungsmaßnahmen ausgeschöpft werden. 
 
Bei der Besetzung freier oder neu eingerichteter Dienstposten / Arbeits-
plätze, die einem Beförderungsamt zugeordnet sind oder die Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit ermöglichen, sind solche schwerbehinderte 
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Bewerberinnen und Bewerber nach Möglichkeit bevorzugt zu berücksich-
tigen, die bereits in der betreffenden Dienststelle oder in einer Dienststelle 
des Geschäftsbereichs auf geringer bewerteten Dienstposten oder Ar-
beitsplätze mit niederwertigeren Tätigkeiten eingesetzt sind.  
 
Der schwerbehinderte Mensch wird in der Regel als gesundheitlich geeig-
net für eine Beförderung bzw. Höhergruppierung angesehen werden kön-
nen, wenn er die an das Beförderungsamt bzw. die höherwertige Tätigkeit 
geknüpften Mindestanforderungen erfüllt.  
 
 
Erläuterungen: 

 
Auf die berufliche Fortbildung schwerbehinderter Menschen muss besonderer 

Wert gelegt werden. Schwerbehinderten Menschen ist Gelegenheit zu geben, 

ihre Kenntnisse und Fähigkeiten zu erweitern.  

 

Nur bei gleicher Eignung kann die Schwerbehinderung bei einer Stellenbeset-
zung den Ausschlag geben. Auch hier ist zu prüfen, ob andere Aspekte (z.B. 
Frauenförderung) zu berücksichtigen sind. 

 
 
 
7. Integration und Prävention 
 
 7.1  Integrationsvereinbarung 
 

§ 83 SGB IX  (Integrationsvereinbarung) 
 
(1) Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den 
in § 93 genannten Vertretungen in Zusammenarbeit mit dem Beauftragten 
des Arbeitgebers (§ 98) eine verbindliche Integrationsvereinbarung. Auf 
Antrag der Schwerbehindertenvertretung wird unter Beteiligung der in 
§ 93 genannten Vertretungen hierüber verhandelt. Ist eine Schwerbehin-
dertenvertretung nicht vorhanden, steht das Antragsrecht den in § 93 ge-
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nannten Vertretungen zu. Der Arbeitgeber oder die Schwerbehinderten-
vertretung können das Integrationsamt einladen, sich an den Verhandlun-
gen über die Integrationsvereinbarung zu beteiligen. Der Agentur für Ar-
beit und dem Integrationsamt, die für den Sitz des Arbeitgebers zuständig 
sind, wird die Vereinbarung übermittelt. 
  
(2) Die Vereinbarung enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Ein-
gliederung schwerbehinderter Menschen, insbesondere zur Personalpla-
nung, Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfelds, Arbeitsor-
ganisation, Arbeitszeit sowie Regelungen über die Durchführung in den 
Betrieben und Dienststellen. Bei der Personalplanung werden besondere 
Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils von schwer-
behinderten Frauen vorgesehen. 
 
(2a) In der Vereinbarung können insbesondere auch Regelungen getroffen 
werden  
1. zur angemessenen Berücksichtigung schwerbehinderter Menschen bei 
der Besetzung freier, frei werdender oder neuer Stellen, 
2. zu einer anzustrebenden Beschäftigungsquote, einschließlich eines an-
gemessenen Anteils schwerbehinderter Frauen,  
3. zu Teilzeitarbeit,  
4. zur Ausbildung behinderter Jugendlicher,  
5. zur Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches Eingliede-
rungsmanagement) und zur Gesundheitsförderung,  
6. über die Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch für Bera-
tungen über Leistungen zur Teilhabe sowie über besondere Hilfen im Ar-
beitsleben. 
  
(3) In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Ar-
beitgeber über alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Eingliede-
rung schwerbehinderter Menschen. 
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Nummer 2.6 SchwbVwV  (Integration) 
 
Integrationsvereinbarungen nach § 83 SGB IX werden grundsätzlich dienst-

stellenbezogen abgeschlossen. Arbeitgeber im Sinne des § 83 SGB IX sind die 

Behörden- und Dienststellenleitungen. 

 
 
Erläuterungen: 

 
Arbeitgeber und Schwerbehindertenvertretung treffen eine Vereinbarung über 

die Eingliederung schwerbehinderter Menschen, insbesondere zu Personalpla-

nung, Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfelds, Arbeitsorganisati-

on und Arbeitszeit. Integrationsvereinbarungen sollen konkrete und auf die 

Dienststelle bezogene Zielvereinbarungen enthalten. Bei der Personalplanung 

sollen besondere Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils 

von schwerbehinderten Frauen vorgesehen werden. Dabei sollen auch der Zeit-

raum und die Maßnahmen zur Zielerreichung vereinbart werden. Integrations-

vereinbarungen sind somit ein Zielvereinbarungssystem, das teilweise bereits 

vorhandene Handlungsleitlinien wie z.B. Fürsorgeerlasse im öffentlichen Dienst 

oder Maßnahmekataloge durch konkrete, mit Zeitvorgaben versehene Verein-

barungen ergänzt bzw. Ziel- und Maßnahmekataloge innerbetrieblich festlegt. 

Je nach Ausgangslage in der Dienststelle oder im konkreten Betrieb sind zu 

Beginn unterschiedliche Ansatzpunkte festzustellen. Sie reichen von der Sensi-

bilisierung für die Bedürfnisse behinderter Menschen über verbindliche Abspra-

chen zur Zusammenarbeit der Verantwortlichen, dem Beheben von konkreten 

Schwachstellen bis hin zu einer ausgereiften Planung und Durchführung des In-

tegrationsprozesses auf der Basis der Vorschriften des Schwerbehinderten-

rechts. Die Vereinbarung begründet dabei aber keine individuellen Ansprüche 

schwerbehinderter Beschäftigter an ihren Arbeitgeber, sondern stellt eine Be-

ziehung her zwischen Arbeitgeber und Schwerbehindertenvertretung.  
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 7.2  Prävention 
 

§ 84 SGB IX  (Prävention) 
 
(1) Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder 
betriebsbedingten Schwierigkeiten im Arbeits- oder sonstigen Beschäfti-
gungsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, 
möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die in § 93 ge-
nannten Vertretungen sowie das Integrationsamt ein, um mit ihnen alle 
Möglichkeiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen zur Beratung und 
mögliche finanzielle Leistungen zu erörtern, mit denen die Schwierigkei-
ten beseitigt werden können und das Arbeits- oder sonstige Beschäfti-
gungsverhältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt werden kann. 
 
(2) Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen un-
unterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Arbeitgeber mit der 
zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 93, bei schwerbehinder-
ten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zu-
stimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie 
die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden und mit welchen 
Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der 
Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches Eingliederungsmanage-
ment). Soweit erforderlich wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezo-
gen. Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die 
Ziele des betrieblichen Eingliederungsmanagements sowie auf Art und 
Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. 
Kommen Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben 
in Betracht, werden vom Arbeitgeber die örtlichen gemeinsamen Service-
stellen oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das Integrationsamt 
hinzugezogen. Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistun-
gen oder Hilfen unverzüglich beantragt und innerhalb der Frist des § 14 
Abs. 2 Satz 2 erbracht werden. Die zuständige Interessenvertretung im 
Sinne des § 93, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die Schwer-
behindertenvertretung, können die Klärung verlangen. Sie wachen dar-
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über, dass der Arbeitgeber die ihm nach dieser Vorschrift obliegenden 
Verpflichtungen erfüllt. 
 
(..)  
 
(4) Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter können Arbeitge-
ber, die ein betriebliches Eingliederungsmanagement einführen, durch 
Prämien oder einen Bonus fördern. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Die Präventionsregelung nach § 84 SGB XI soll Schwierigkeiten bei der Be-

schäftigung schwerbehinderter Menschen möglichst gar nicht erst entstehen 

lassen oder sie frühzeitig beheben. Alle Beteiligten, der Arbeitgeber 

bzw.Dienstherr, die schwerbehinderten Beschäftigten, die betriebliche Interes-

senvertretung, die Schwerbehindertenvertretung und auch das Integrationsamt 

sind aufgefordert, schon bei erkennbaren Störungen im Beschäftigungsverhält-

nis gemeinsam nach Lösungen suchen. 

 

Durch geeignete Prävention soll Erkrankungen, die letztendlich zum Verlust des 

Arbeitsplatzes bzw. des Dienstpostens führen können, entgegengewirkt wer-

den. Durch einen frühzeitigen Zugang zu den Betroffenenen und eine frühzeiti-

ge Intervention soll erreicht werden, dass chronisch kranke oder behinderte 

Menschen wieder eingegliedert werden. Durch den dauerhaften Erhalt des Be-

schäftigungsverhältnisses können Leid bei den Betroffenen vermieden und Ar-

beitgeber bzw. Dienstherr von erheblichen Kosten entlastet werden. Frühver-

rentungen und vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand wird vorgebeugt 

und damit ein wesentlicher Beitrag zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit ge-

leistet. 
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8. Versetzung in den Ruhestand und Dienstunfähigkeit schwerbehinderter 

Beamter und Beamtinnen; Kündigung und Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses schwerbehinderter Angestellter sowie Arbeiter und Arbeiterin-
nen; Altersteilzeit 
 
8.1 Beamte 
 
§ 52 LBG  (Versetzung in den Ruhestand ohne Nachweis der Dienstunfä-
higkeit) 
 
Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit kann ein Beamter auf Lebenszeit 
auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn er 
1. das dreiundsechzigste Lebensjahr vollendet hat oder 
2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozi-

algesetzbuch ist und das sechzigste Lebensjahr vollendet hat. 
 
 
§ 53 LBG  (Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit) 
 
(1)  Der Beamte auf Lebenszeit ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er 
wegen seines körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Grün-
den zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) 
ist. Als dienstunfähig kann der Beamte auch dann angesehen werden, 
wenn er infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten 
mehr als drei Monate keinen Dienst getan hat und keine Aussicht besteht, 
daß er innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird. Be-
stehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit des Beamten, so ist er verpflich-
tet, sich nach Weisung der Behörde ärztlich untersuchen und, falls ein 
Amtsarzt dies für erforderlich hält, auch beobachten zu lassen. Entzieht 
sich der Beamte trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung, ohne hierfür 
einen hinreichenden Grund nachzuweisen, der Verpflichtung, sich nach 
Weisung der Behörde untersuchen oder beobachten zu lassen, kann er, 
wenn er die Versetzung in den Ruhestand nicht beantragt, hat, so behan-
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delt werden, als ob seine Dienstunfähigkeit amtsärztlich festgestellt wor-
den wäre. Der Beamte ist auf die Rechtsfolge des Satzes 4 hinzuweisen. 
 
(2)  Gesetzliche Vorschriften, die für einzelne Beamtengruppen andere 
Voraussetzungen für die Beurteilung der Dienstunfähigkeit bestimmen, 
bleiben unberührt. 
 
(3)  Von der Versetzung des Beamten in den Ruhestand wegen Dienstun-
fähigkeit soll abgesehen werden, wenn ihm ein anderes Amt derselben 
oder einer anderen Laufbahn übertragen werden kann. In den Fällen des 
Satzes 1 ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne Zustimmung des 
Beamten zulässig, wenn das neue Amt zum Bereich desselben Dienst-
herrn gehört, es mit mindestens demselben Endgrundgehalten verbunden 
ist wie das bisherige Amt und wenn zu erwarten ist, daß der Beamte den 
gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügt; Stellenzula-
gen gelten hierbei nicht als Bestandteile des Grundgehaltes. Besitzt der 
Beamte nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, hat er an Maßnah-
men für den Erwerb der neuen Laufbahnbefähigung teilzunehmen. Dem 
Beamten kann zur Vermeidung seiner Versetzung in den Ruhestand unter 
Beibehaltung seines Amtes ohne seine Zustimmung auch eine geringer-
wertige Tätigkeit innerhalb seiner Laufbahngruppe im Bereich desselben 
Dienstherrn übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung 
nicht möglich ist und dem Beamten die Wahrnehmung der neuen Aufgabe 
unter Berücksichtigung seiner bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist. 
 
(4)  Bei Beamten im Landesdienst kann durch Verwaltungsvorschrift des 
Innenministeriums im Einvernehmen mit dem Finanzministerium be-
stimmt werden, daß die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit der Zustimmung des Finanzministeriums bedarf. 
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§ 53 a 
Begrenzte Dienstfähigkeit 
 
(1) Von der Versetzung des Beamten in den Ruhestand wegen Dienstun-
fähigkeit soll abgesehen werden, wenn der Beamte unter Beibehaltung 
seines Amtes seine Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit). 
 
(2) Die Arbeitszeit des Beamten ist entsprechend der begrenzten Dienst-
fähigkeit herabzusetzen.  
Er kann mit seiner Zustimmung auch in einer nicht seinem Amt entspre-
chenden Tätigkeit eingeschränkt verwendet werden. 
 
(3) Von einer eingeschränkten Verwendung des Beamten nach Absatz 2 
soll abgesehen werden, wenn ihm nach § 53 Abs. 3 ein anderes Amt oder 
eine geringwertigere Tätigkeit übertragen werden kann. 
 
(4) § 53 Abs. 1 Sätze 3 bis 5, §§ 55, 58 und 59 gelten entsprechend.  
Regelmäßige Arbeitszeit des Beamten nach § 83 Abs. 2 Satz 3 ist die Ar-
beitszeit im Sinne von Absatz 2 Satz 1. 
 
 
§ 8 LVO  (Laufbahnwechsel) 
 
(1)  Ein Laufbahnwechsel ist nur zulässig, wenn der Beamte die Befähi-
gung für die neue Laufbahn besitzt. 
 
(2)  Die Befähigung für eine Laufbahn kann als Befähigung für eine 
gleichwertige Laufbahn anerkannt werden, wenn nicht für die neue Lauf-
bahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbildung oder Prüfung besonders 
vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend erforderlich ist.  Über 
die Anerkennung der Befähigung entscheidet der Landespersonalaus-
schuß. 
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(3)  Die Befähigung für eine Laufbahn kann abweichend von Absatz 2 bei 
Beamten, denen aufgrund von § 36 Abs. 2, 53 Abs. 3 Satz 1 bis 3 oder § 56 
Abs. 1 Satz 1 und 2 LBG ein anderes Amt einer anderen Laufbahn über-
tragen werden soll, als Befähigung für die andere Laufbahn nach Unter-
weisung in der neuen Laufbahn und Bestehen der Laufbahnprüfung für 
diese Laufbahn anerkannt werden, wenn nicht für die Laufbahn eine be-
stimmte Vorbildung, Ausbildung oder Prüfung besonders vorgeschrieben 
oder nach ihrer Eigenart zwingend erforderlich ist. Für diese Unterwei-
sung und die Laufbahnprüfung gilt in Laufbahnen des mittleren Dienstes 
§ 21 Abs. 2 und 3 Satz 1 und in Laufbahnen des gehobenen Dienstes § 25 
Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend. Über die Anerkennung der Befähigung 
entscheidet die für die Ernennung in der neuen Laufbahn zuständige Be-
hörde. Sie kann eine längere Dauer der Unterweisung festsetzen und bei 
Beamten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, abweichend von Satz 1 
zulassen, daß von der Laufbahnprüfung abgesehen wird. Die Beamten 
bleiben bis zur Verleihung eines Amtes der neuen Laufbahn in ihrer 
Rechtsstellung.  Abweichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 hat der Beamte in der 
neuen Laufbahn Ämter, die einer niedrigeren Besoldungsgruppe als sei-
nem bisherigen Amt zugeordnet sind, nicht mehr zu durchlaufen. 
 
 
8.2   Angestellte / Arbeiter 
 
§ 37 SGB VI (Altersrente für schwerbehinderte Menschen) 
 
Versicherte haben Anspruch auf Altersrente, wenn sie 
1. das 63. Lebensjahr vollendet haben, 
2. bei Beginn der Altersrente als schwerbehinderte Menschen (§ 2 Abs. 

2 Neuntes Buch) anerkannt sind und 
3. die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben 
Die vorzeitige Inanspruchnahme einer solchen Altersrente nach Vollen-
dung des 60. Lebensjahres ist möglich. 
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§ 236a  SGB VI   (Altersrente für schwerbehinderte Menschen) 
 
Versicherte, die vor dem 1. Januar 1951 geboren sind, haben Anspruch 
auf Altersrente für schwerbehinderte Menschen, wenn sie 
1.  das 60. Lebensjahr vollendet haben, 
2.  bei Beginn der Altersrente als schwerbehinderte Menschen  

(§ 2 Abs. 2 Neuntes Buch) anerkannt, berufsunfähig oder erwerbsun-
fähig nach dem am 31. Dezember 2000 geltenden Recht sind und 

3.  die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben.  
Die Altersgrenze von 60 Jahren wird für Versicherte angehoben, die nach 
dem 31. Dezember 1940 geboren sind. Die vorzeitige Inanspruchnahme 
der Altersrente ist möglich. Die Anhebung der Altersgrenze und die Mög-
lichkeit der vorzeitigen Inanspruchnahme bestimmen sich nach Anlage 
22. Die Altersgrenze von 60 Jahren wird nicht angehoben für Versicherte, 
die 
1.  bis zum 16. November 1950 geboren sind und am 16. November 2000 

schwerbehindert (§ 2 Abs. 2 Neuntes Buch), berufsunfähig oder er-
werbsunfähig nach dem am 31. Dezember 2000 geltenden Recht wa-
ren oder 

2.  vor dem 1. Januar 1942 geboren sind und 45 Jahre mit Pflichtbeiträ-
gen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit haben, wobei  
§ 55 Abs. 2 nicht für Zeiten anzuwenden ist, in denen Versicherte we-
gen des Bezugs von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe versi-
cherungspflichtig waren. 
 
Haben Angestellte und Arbeiter des Landes, die in der Zusatzversorgung 

bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) pflichtversi-

chert sind, nach §§ 37, 236 a SGB VI Anspruch auf Altersrente für schwer-

behinderte Menschen, erhalten sie unter den Voraussetzungen der §§ 5, 6 

Tarifvertrag Altersversorgung in Verbindung mit §§ 33, 34 VBL-Satzung 

(Eintritt des Versicherungsfalls, Erfüllung der Wartezeit) auf ihren schriftli-

chen Antrag von der VBL eine Betriebsrente. 
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8.3 Kündigung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
 
 
§ 85  SGB IX   (Erfordernis der Zustimmung) 
 
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Men-
schen durch den Arbeitgeber bedarf der vorherigen Zustimmung des In-
tegrationsamtes. 
 
 
§ 86 SGB IX   (Kündigungsfrist) 
 
Die Kündigungsfrist beträgt mindestens vier Wochen. 
 
 
§ 87  SGB IX    (Antragsverfahren) 
 
(1) Die Zustimmung zur Kündigung beantragt der Arbeitgeber bei dem für 
den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständigen Integrationsamt 
schriftlich. Der Begriff des Betriebes und der Begriff der Dienststelle im 
Sinne des Teils 2 bestimmen sich nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
und dem Personalvertretungsrecht.  
 
(2) Das Integrationsamt holt eine Stellungnahme des Betriebsrates oder 
Personalrates und der Schwerbehindertenvertretung ein und hört den 
schwerbehinderten Menschen an.  
 
(3) Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütli-
che Einigung hin. 
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§ 88 SGB IX  (Entscheidung des Integrationsamtes) 
 
(1) Das Integrationsamt soll die Entscheidung, falls erforderlich auf Grund 
mündlicher Verhandlung, innerhalb eines Monats vom Tage des Eingangs 
des Antrages an treffen.  
 
(2) Die Entscheidung wird dem Arbeitgeber und dem schwerbehinderten 
Menschen zugestellt. Der Bundesagentur für Arbeit wird eine Abschrift 
der Entscheidung übersandt.  
 
(3) Erteilt das Integrationsamt die Zustimmung zur Kündigung, kann der 
Arbeitgeber die Kündigung nur innerhalb eines Monats nach Zustellung 
erklären.  
 
(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zustimmung des In-
tegrationsamtes zur Kündigung haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
(5) In den Fällen des § 89 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gilt Absatz 1 mit der 
Maßgabe, dass die Entscheidung innerhalb eines Monats vom Tage des 
Eingangs des Antrages an zu treffen ist. Wird innerhalb dieser Frist eine 
Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt. Die Absätze 
3 und 4 gelten entsprechend. 
 
 
§ 89 SGB IX  (Einschränkungen der Ermessensentscheidung) 
 
(1) Das Integrationsamt erteilt die Zustimmung bei Kündigungen in Be-
trieben und Dienststellen, die nicht nur vorübergehend eingestellt oder 
aufgelöst werden, wenn zwischen dem Tage der Kündigung und dem Ta-
ge, bis zu dem Gehalt oder Lohn gezahlt wird, mindestens drei Monate 
liegen. Unter der gleichen Voraussetzung soll es die Zustimmung auch bei 
Kündigungen in Betrieben und Dienststellen erteilen, die nicht nur vorü-
bergehend wesentlich eingeschränkt werden, wenn die Gesamtzahl der 
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weiterhin beschäftigten schwerbehinderten Menschen zur Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht nach § 71 ausreicht. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn eine Weiterbeschäftigung auf  einem anderen Arbeitsplatz dessel-
ben Betriebes oder derselben Dienststelle oder auf einem freien Arbeits-
platz in einem anderen Betrieb oder einer anderen Dienststelle desselben 
Arbeitgebers mit Einverständnis des schwerbehinderten Menschen mög-
lich und für den Arbeitgeber zumutbar ist.  
 
(2) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn dem schwer-
behinderten Menschen ein anderer angemessener und zumutbarer Ar-
beitsplatz gesichert ist. 
 
(3) … 
 
 
§ 90 SGB IX  (Ausnahmen) 
 
(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten nicht für schwerbehinderte 
Menschen,  
1.  deren Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungs-

erklärung ohne Unterbrechung noch nicht länger als sechs Monate 
besteht oder  

2.  die auf Stellen im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 beschäftigt werden 
oder  

3.  deren Arbeitsverhältnis durch Kündigung beendet wird, sofern sie  
a)  das 58. Lebensjahr vollendet haben und Anspruch auf eine Abfin-

dung, Entschädigung oder ähnliche Leistung auf Grund eines So-
zialplanes haben oder  

b)  Anspruch auf Knappschaftsausgleichsleistung nach dem Sechs-
ten Buch oder auf Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer 
des Bergbaus haben,  

wenn der Arbeitgeber ihnen die Kündigungsabsicht rechtzeitig mitgeteilt 
hat und sie der beabsichtigten Kündigung bis zu deren Ausspruch nicht 
widersprechen.  
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(2) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner bei Entlassungen, die 
aus Witterungsgründen vorgenommen werden, keine Anwendung, sofern 
die Wiedereinstellung der schwerbehinderten Menschen bei Wiederauf-
nahme der Arbeit gewährleistet ist. 
 
(2a) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner keine Anwendung, 
wenn zum Zeitpunkt der Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinder-
ter Mensch nicht nachgewiesen ist oder das Versorgungsamt nach Ablauf 
der Frist des § 69 Abs. 1 Satz 2 eine Feststellung wegen fehlender Mitwir-
kung nicht treffen konnte. 
 
(3) Der Arbeitgeber zeigt Einstellungen auf Probe und die Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen schwerbehinderter Menschen in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nr. 1 unabhängig von der Anzeigepflicht nach anderen Gesetzen 
dem Integrationsamt innerhalb von vier Tagen an. 
 
 
§ 91  SGB IX  (Außerordentliche Kündigung) 
 
(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten mit Ausnahme von § 86 auch 
bei außerordentlicher Kündigung, soweit sich aus den folgenden Bestim-
mungen nichts Abweichendes ergibt. 
 
(2) Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen 
beantragt werden; maßgebend ist der Eingang des Antrages bei dem In-
tegrationsamt. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitge-
ber von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.  
 
(3) Das Integrationsamt trifft die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen 
vom Tage des Eingangs des Antrages an. Wird innerhalb dieser Frist eine 
Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt.  
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(4) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn die Kündigung 
aus einem Grunde erfolgt, der nicht im Zusammenhang mit der Behinde-
rung steht. 
 
(5) Die Kündigung kann auch nach Ablauf der Frist des § 626 Abs. 2 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgen, wenn sie unverzüglich nach Er-
teilung der Zustimmung erklärt wird.  
 
(6) Schwerbehinderte Menschen, denen lediglich aus Anlass eines Streiks 
oder einer Aussperrung fristlos gekündigt worden ist, werden nach Been-
digung des Streiks oder der Aussperrung wieder eingestellt. 
 
 
§ 92 SGB IX  (Erweiterter Beendigungsschutz) 
 
Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Men-
schen bedarf auch dann der vorherigen Zustimmung des Integrationsam-
tes, wenn sie im Falle des Eintritts einer teilweisen Erwerbsminderung, 
der Erwerbsminderung auf Zeit, der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbs-
unfähigkeit auf Zeit ohne Kündigung erfolgt. Die Vorschriften dieses Kapi-
tels über die Zustimmung zur ordentlichen Kündigung gelten entspre-
chend. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Der Arbeitgeber benötigt zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines schwer-

behinderten Menschen die vorherige Zustimmung des Integrationsamtes. Erst 

wenn die Entscheidung des Integrationsamtes in Form der Zustimmung vorliegt, 

darf der Arbeitgeber die Kündigung erklären. Die ohne vorherige Zustimmung 

des Integrationsamtes ausgesprochene Kündigung ist unwirksam. Sie kann 

auch nicht nachträglich durch das Integrationsamt genehmigt werden. Die Zu-

stimmung ist notwendig sowohl für eine ordentliche als auch für eine 

außerordentliche Kündigung durch den Arbeitgeber.  
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Zustimmungsfrei ist die Beendigung des Arbeitsverhältnisses, z.B. durch  

• einen einvernehmlichen Aufhebungsvertrag,  

• eine Kündigung von Seiten des schwerbehinderten Menschen oder durch  

• Fristablauf bei einem befristeten Arbeitsverhältnis.  

Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen 

ist hingegen zustimmungspflichtig, wenn sie bei Eintritt der Berufsunfähigkeit 

oder der Erwerbsunfähigkeit auf Zeit teilweiser und voller Erwerbsminderung 

auf Zeit ohne Kündigung erfolgt. 

 

Der Kündigungsschutz in Teil 2 SGB IX ist ein zusätzlicher Schutz. Daneben 

hat der schwerbehinderte Mensch wie jeder Arbeitnehmer den allgemeinen 

Kündigungsschutz nach dem Kündigungsschutzgesetz (KSchG). Dabei ist das 

Kündigungsverfahren nach dem Schwerbehindertenrecht dem arbeitsgerichtli-

chen Kündigungsverfahren nach dem KSchG vorgeschaltet. Erst nach zustim-

mender Entscheidung durch das Integrationsamt kann die Kündigung ausge-

sprochen werden. Daran anschließend kann von dem Arbeitnehmer die Kündi-

gung angefochten werden. Verzichtet der schwerbehinderte Mensch etwa durch 

eigene Kündigung oder durch Abschluss eines Aufhebungsvertrages auf den 

besonderen Kündigungsschutz, hat er nach seinem Ausscheiden aus dem Be-

trieb möglicherweise finanzielle Nachteile in Kauf zu nehmen, wie z.B. eine 

Sperrzeit für die Zahlung des Arbeitslosengeldes. 

 

Ausnahmeregelungen: Einige Ausnahmen von der notwendigen Zustimmung 

des Integrationsamtes bei einer Kündigung durch den Arbeitgeber enthält § 90 

SGB IX. Hiernach ist u.a. die Kündigung eines schwerbehinderten Menschen 

innerhalb von 6 Monaten seit Bestehen des Arbeitsverhältnisses zustimmungs-

frei (§ 90 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX). Es genügt, wenn der Arbeitgeber die Kündigung 

innerhalb der Sechsmonatsfrist erklärt, selbst wenn die Kündigungsfrist danach 

endet. Zustimmungsfrei sind unter bestimmten Voraussetzungen auch Kündi-

gungen von schwerbehinderten Menschen, die sozial abgesichert sind (§ 90 

Abs. 1 Nr. 3 SGB IX); ferner Kündigungen der in § 90 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 

SGB IX genannten Beschäftigungsverhältnisse.  
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Nachweis der Voraussetzungen: Der besondere Kündigungsschutz setzt eine 

Schwerbehinderung oder Gleichstellung des Arbeitnehmers voraus. Der Nach-

weis der Schwerbehinderung wird im Allgemeinen geführt durch den 

Schwerbehindertenausweis des Versorgungsamtes, die Gleichstellung durch 

die Anerkennung des zuständigen Arbeitsamtes.  

 
 
§ 90 (2a) SGB IX:  
 
Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner keine Anwendung, wenn 
zum Zeitpunkt der Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch nicht nachgewiesen ist oder das Versorgungsamt nach Ablauf 
der Frist des § 69 Abs. 1 Satz 2 eine Feststellung wegen fehlender Mitwir-
kung nicht treffen konnte. 
 
Laut Beschluss der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 

Hauptfürsorgestellen vom 29.07.2004 genügt ein Gleichstellungsantrag für die 

Gewährung des Kündigungsschutzes. 

 
 
 
8.4 Altersteilzeit für schwerbehinderte Beamte 
 
§ 153 h LBG  (Altersteilzeit) 
 
(1)  Einem Beamten mit Dienstbezügen, bei dem zum Zeitpunkt der An-
tragstellung die Schwerbehinderteneigenschaft im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch festgestellt ist, kann auf Antrag, 
der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, 
Teilzeitbeschäftigung mit der Hälfte der bisherigen Arbeitszeit, höchstens 
der Hälfte der in den letzten zwei Jahren vor Beginn der Altersteilzeit 
durchschnittlich zu leistenden Arbeitszeit, bewilligt werden, wenn 
1. der Beamte das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
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2. er in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit insgesamt 
drei Jahre mindestens teilzeitbeschäftigt war, 

3. die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 beginnt und 
4. dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
(2)  Altersteilzeit kann in der Weise bewilligt werden, dass 
1. während des gesamten Bewilligungszeitraums Teilzeitarbeit mit der 

Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit geleistet wird (Teilzeitmodell) o-
der 

2. während der ersten Hälfte des Bewilligungszeitraums die Arbeitszeit 
auf die bisherige Arbeitszeit, höchstens die in den letzten zwei Jah-
ren vor Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich zu leistende Ar-
beitszeit, erhöht und diese Arbeitszeiterhöhung in der zweiten Hälfte 
des Bewilligungszeitraums durch eine volle Freistellung vom Dienst 
ausgeglichen wird (Blockmodell). Altersteilzeit mit weniger als der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit kann nur bewilligt werden, wenn 
der Beamte vor der vollen Freistellung von der Arbeit mit mindestens 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, im Fall des § 153 e Abs. 2 
mindestens im Umfang der bisherigen Teilzeitbeschäftigung, Dienst 
leistet; dabei bleiben geringfügige Unterschreitungen des notwendi-
gen Umfangs der Arbeitszeit außer Betracht. Bei Beantragung der Al-
tersteilzeit im Blockmodell muss der Beamte unwiderruflich erklären, 
ob er bei Bewilligung der Altersteilzeit mit Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze in den Ruhestand treten oder ob er einen Antrag nach § 
52 Nr. 2 stellen wird. 

 
(3)  § 153 f Abs. 2 gilt entsprechend. 
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 Nummer 1 zu § 153 h VwV-LBG  (Bewilligung von Altersteilzeit) 
  

1.1 Schwerbehinderten Beamten, die das 55. Lebensjahr vollendet ha-
ben, kann auf Antrag Altersteilzeit bewilligt werden. Diese Rege-
lung ermöglicht es, der stärkeren gesundheitlichen Belastung die-
ser Beamten durch einen gleitenden Übergang in den Ruhestand 
Rechnung zu tragen.  

 
Altersteilzeit kann unter den in § 153h LBG näher geregelten Vor-
aussetzungen gewährt werden. Der Beamte muss zum Zeitpunkt 
der Antragstellung Schwerbehinderter i. S. v. § 2 Abs. 2 des Sozi-
algesetzbuches - Neuntes Buch - (SGB IX ) vom 19. Juni 2001 
(BGBl. I S. 1046) sein, d. h. bei ihm muss die Schwerbehinderten-
eigenschaft nach § 69 Abs. 1 SGB IX mit einem Grad der Behinde-
rung von wenigstens 50 festgestellt sein.  

 
Der Antrag muss sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestan-
des erstrecken. Wenn der Beamte Altersteilzeit im Blockmodell in 
Anspruch nehmen will, muss er bereits bei Beantragung der Al-
tersteilzeit unwiderruflich erklären (§ 153h Abs. 2 Nr. 2 letzter Satz 
2 LBG), ob er mit Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze (§§ 50, 
146 LBG) in den Ruhestand treten oder ob und auf welchen Zeit-
punkt er die Zurruhesetzung (§ 52 LBG) beantragen will. 

 
1.2  Altersteilzeit im Blockmodell zu mit einem Zurruhesetzungszeit-

punkt vor Erreichen der allgemeinen Antragsaltersgrenze (§ 52 Nr. 
1 LBG) kann nur bewilligt werden, wenn bereits bei Antragstellung 
feststeht, dass die Schwerbehinderteneigenschaft i. S. d. § 2 Abs. 
2 SGB IX zum angestrebten Zurruhesetzungszeitpunkt bestehen 
wird. Der Beamte hat dies (in aller Regel durch den Schwerbehin-
dertenausweis) nachzuweisen.  
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Steht die Schwerbehinderteneigenschaft zum angestrebten Zurru-
hesetzungszeitpunkt nach Erreichen der besonderen Altersgrenze 
für Schwerbehinderte noch nicht fest, kann der Beamte seine Zur-
ruhesetzung nur auf einen Zeitpunkt ab Erreichen der allgemeinen 
Antragsaltersgrenze beantragen. Der Beamte ist bei der Bewilli-
gung der Altersteilzeit auf die Möglichkeit einer nachträglichen 
Verkürzung der Gesamtdauer der bewilligten Altersteilzeitbeschäf-
tigung (Nr. 1.3) hinzuweisen. 

 
1.3  Eine nachträgliche Verkürzung der Gesamtdauer der bewilligten 

Altersteilzeitbeschäftigung und damit der Arbeitsphase sowie der 
Freistellungsphase in der Weise, dass der Beamte bereits zu ei-
nem früheren Zeitpunkt als bisher beantragt in den Ruhestand tritt, 
ist zulässig, sofern dadurch - bezogen auf die verkürzte Gesamt-
dauer der Altersteilzeitbeschäftigung - der gesetzlich festgelegte 
Umfang der Teilzeitbeschäftigung (d. h. die Hälfte der bisherigen 
Arbeitszeit des Beamten) nicht geändert wird. Der Beamte muss, 
wenn er nachträglich eine Verkürzung der Gesamtdauer der Al-
tersteilzeitbeschäftigung bezogen auf eine Zurruhesetzung zu ei-
nem Zeitpunkt ab Erreichen der besonderen Altersgrenze für 
Schwerbehinderte (aber vor der allgemeinen Antragsaltersgrenze) 
beantragt, spätestens drei Monate vor Ablauf der auf den ange-
strebten früheren Zurruhesetzungszeitpunkt bezogenen Arbeits-
phase z. B. durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises 
nachweisen, dass seine Schwerbehinderteneigenschaft i. S. v.  
§ 2 Abs. 2 SGB IX zum angestrebten Zurruhesetzungszeitpunkt 
bestehen wird. 
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1.4  Altersteilzeit kann nur bewilligt werden, wenn der Beamte in den 
letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeitbeschäftigung ins-
gesamt drei Jahre mindestens teilzeitbeschäftigt war (§ 153h Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 LBG i. V. m. § 72b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes - BBG). Diese Voraussetzung erfüllt 
nicht, wer in den letzten fünf Jahren länger als zwei Jahre ohne 
Dienstbezüge beurlaubt war. 

 
Die Altersteilzeit muss vor dem 1. Januar 2010 beginnen. Sie muss 
daher bis zum 31. Dezember 2009 bewilligt und von dem Beamten 
angetreten werden (§ 153h Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 i. V m. § 
72b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BBG). 

 
1.5  Über die Bewilligung der Altersteilzeit ist nach pflichtgemäßem 

Ermessen zu entscheiden, dabei sind neben den dienstlichen Be-
langen auch die Belange des Schwerbehinderten angemessen zu 
berücksichtigen. 

 
 

Nummer 2 zu § 153h VwV-LBG  (Umfang und Verteilung der Arbeitszeit) 
 

2.1  Der Beamte, dem Altersteilzeitbeschäftigung bewilligt worden ist, übt 
eine Teilzeitbeschäftigung mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeits-
zeit aus; abweichende Gestaltungen sind nicht zulässig. Regelmäßi-
ge Arbeitszeit ist die Arbeitszeit, die der Beamte im Monat vor Beginn 
der Altersteilzeit leisten musste. Bei begrenzt dienstfähigen Beamten 
ist dies die aufgrund der begrenzten Dienstfähigkeit herabgesetzte 
Arbeitszeit, die im Rahmen der Altersteilzeit nochmals halbiert wird. 

 
Hat sich bei Teilzeitbeschäftigten das Arbeitszeitvolumen in den letz-
ten zwei Jahren vor Inanspruchnahme der Altersteilzeit geändert, 
bleibt es zunächst bei dem Grundsatz, dass die bisherige Arbeitszeit 
zu halbieren ist. Ergibt sich daraus ein geringerer Umfang der Ar-
beitszeit als die Hälfte der in den letzten zwei Jahren vor Beginn der 
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Altersteilzeit durchschnittlich zu leistenden Arbeitszeit, ist ersterer 
für den Umfang der Altersteilzeit maßgebend. Ergibt die Halbierung 
der bisherigen Arbeitszeit hingegen einen höheren Umfang der Ar-
beitszeit als die Durchschnittsberechnung der letzten zwei Jahre, so 
ist der errechnete Durchschnittssatz maßgebend (§ 153h Abs. 3 LBG 
i. V. m. § 72b Abs. 1 Satz 1 BBG, damit sollen Mitnahmeeffekte durch 
Erhöhung der Arbeitszeit vor Beantragung der Altersteilzeit vermie-
den werden). 
 
Beispiele: 

 
- Der Beamte war in den letzten zwei Jahren vor Inanspruchnah-

me der Altersteilzeit erst 18 Monate vollbeschäftigt und dann 

sechs6 Monate teilzeitbeschäftigt mit 50 %; die Hälfte der bishe-

rigen Arbeitszeit beträgt daher 25%. Da die Hälfte der bisherigen 

Arbeitszeit die Hälfte der durchschnittlich zu leistenden Arbeits-

zeit in den letzten zwei Jahren nicht übersteigt (87,5% :2 = 

43,75%), beträgt das Arbeitszeitvolumen während der Altersteil-

zeit 25 %. 

 
- Der Beamte war in den letzten zwei Jahren vor Inanspruchnah-

me der Altersteilzeit zunächst 18 Monate mit 50 % teilzeitbe-

schäftigt und dann sechs Monate vollbeschäftigt; die Hälfte der 

bisherigen Arbeitszeit beträgt daher 50 %. Die Hälfte der durch-

schnittlich zu leistenden Arbeitszeit in den letzten zwei Jahren 

(62,5 %: 2 = 31,25 %) ist geringer als die Hälfte der bisherigen 

regelmäßigen Arbeitszeit; das Arbeitszeitvolumen während der 

Altersteilzeit beträgt daher 31,25 %. 

 
2.2  Altersteilzeit kann entweder im „Teilzeitmodell“ oder im „Blockmo-

dell“ genommen werden. Nach § 153h Abs. 2 LBG kann Altersteilzeit 
nur in der Weise bewilligt werden, dass 
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- während des gesamten Bewilligungszeitraums der Teilzeitbe-
schäftigung Dienst mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
geleistet wird (Teilzeitmodell) oder 

  
- während der ersten Hälfte des Bewilligungszeitraums die regel-

mäßige Arbeitszeit in voller Höhe geleistet wird und dafür in der 
zweiten Hälfte eine volle Freistellung vom Dienst erfolgt. 

 
Eine Verbindung von Teilzeit- und Blockmodell (beispielsweise im 
ersten Jahr 100 %, im zweiten und dritten Jahr 50 %, im vierten und 
fünften Jahr Freistellung) sowie eine abweichende Ausgestaltung 
des Blockmodells, bei der der Beamte während der Arbeitsphase mit 
mehr oder weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit be-
schäftigt ist (bei einer entsprechenden Anpassung der Freistellungs-
phase), sind nach der Regelung des § 153h Abs. 2 LBG nicht zuläs-
sig. 

 
Während der Arbeitsphase ist grundsätzlich auch keine Beschäfti-
gung mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit zuläs-
sig. Würde die Halbierung der bisherigen Arbeitszeit zu einer Teil-
zeitbeschäftigung mit weniger als 50 %v. H. der regelmäßigen Ar-
beitszeit führen, kann Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt wer-
den, wobei in der Arbeitsphase Dienst mit mindestens der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit geleistet werden muss. Eine Ausnahme 
vom Verbot unterhälftiger Teilzeit gilt nur bei Teilzeit im Erziehungs-
urlaub, hier muss jedoch mindestens im Umfang der bisherigen Teil-
zeitbeschäftigung Dienst geleistet werden (§ 153h Abs. 3 LBG i. V. m. 
§ 72b Abs. 1 Satz 2 BBG). 

 
 
Nummer 3 zu § 153 h VwV-LBG (Störungsfälle) 
 
Bei Altersteilzeit im Blockmodell erbringt der Beamte vorab Dienstleistun-
gen, die während der Freistellungsphase ausgeglichen werden. Für Fälle, 
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in denen das Gleichgewicht zwischen Arbeitsphase und Freistellungs-
phase in erheblichem Umfang gestört ist, weil der Beamte in der Arbeits-
phase über einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als sechs Mo-
naten an der Erbringung seiner Dienstleistung gehindert ist (beispielswei-
se infolge Krankheit), muss sich der Dienstherr die Möglichkeit vorbehal-
ten, die Bewilligung der Altersteilzeit ganz oder teilweise zu widerrufen. 
 
Bewilligungsbescheide über Altersteilzeit im Blockmodell sind daher vor-
sorglich mit folgendem Widerrufsvorbehalt zu versehen: 
 
„Wenn der Beamte/die Beamtin in der Arbeitsphase über einen zusam-
menhängenden Zeitraum von mehr als sechs Monaten keinen Dienst leis-
tet, können dieser Bescheid mit Wirkung für die Zukunft ganz oder teil-
weise widerrufen und ggf. die Dauer der Arbeits- und der Freistellungs-
phase neu berechnet werden.“ 
 
In Fällen vorzeitiger Beendigung des Dienstverhältnisses (z. B. durch Tod, 
Dienstunfähigkeit, Entlassung) endet die Altersteilzeit ohne Widerruf. Sind 
die während der Altersteilzeit im Blockmodell gezahlten Bezüge geringer 
als die Besoldung, die dem Beamten nach der tatsächlichen Beschäfti-
gung ohne Altersteilzeit zugestanden hätten, erfolgt ein besoldungsrecht-
licher Ausgleich nach § 2a der Altersteilzeitzuschlagsverordnung. Hierzu 
und zu den besoldungs-, versorgungs- und beihilferechtlichen Folgen der 
Altersteilzeit wird auf die Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums 
zur Besoldung, Versorgung und zum Haushaltsrecht bei Beamten und 
Richtern in Altersteilzeit vom 24. August 2001 (GABl. S. 922) verwiesen. 
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9. Ergänzende und allgemeine Fürsorgemaßnahmen 
 
 9.1 Erleichterungen bei extremer Wetterlage 
 
Nummer 3.1 SchwbVwV  (Erleichterungen bei extremer Wetterlage) 
 
An Tagen mit extremer Wetterlage (z.B. große Hitze, große Kälte, Schnee- 
oder Eisglätte, hohe Ozonwerte) können schwerbehinderte Menschen, 
denen die Wetterlage große Erschwernisse bereitet, vorrangig gegen Vor- 
und Nacharbeit angemessene Erleichterungen in der Gestaltung der Ar-
beitszeit gewährt werden.  
 
9.2 Begleitpersonen bei Dienstreisen 
 
Nummer 3.2 SchwbVwV  (Begleitpersonen bei Dienstreisen) 
 
Ein schwerbehinderter Mensch, der eine Dienstreise nur mit fremder Hilfe 
ausführen kann, darf sich nach vorheriger Genehmigung durch die zu-
ständige vorgesetzte Person auch von einer nicht im Landesdienst ste-
henden oder dorthin abgeordneten Person (zum Beispiel dem Ehegatten) 
begleiten lassen. Die dadurch entstehenden Fahrkosten und die notwen-
digen Auslagen für Unterkunft und Verpflegung sind als Nebenkosten im 
Rahmen der Nummer 2 zu § 14 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
des Finanzministeriums zum Landesreisekostengesetz erstattungsfähig. 
Die Voraussetzung ist regelmäßig erfüllt, wenn im Ausweis das Merkzei-
chen "H" (Hilflosigkeit) oder "B" (Notwendigkeit ständiger Begleitung) 
eingetragen ist. 
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9.3  Benutzung von Dienstfahrzeugen 
 
Nummer 3.3 SchwbVwV (Benutzung von Dienstfahrzeugen) 
 
Schwerbehinderten Menschen, die behinderungsbedingt nicht selbst ein 
Fahrzeug führen können, ist bevorzugt ein Dienstfahrzeug mit Fahrer zur 
Verfügung zu stellen.  
 
 
9.4  Parkmöglichkeiten 
 
Nummer 3.4 SchwbVwV (Parkmöglichkeiten) 
 
Soweit bei einer Dienststelle Parkmöglichkeiten vorhanden sind, ist auf 
schwerbehinderte Menschen, die wegen der Art und Schwere der Behin-
derung auf den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs angewiesen sind, beson-
dere Rücksicht zu nehmen. Hierzu gehört in erster Linie die Bereitstellung 
von geeigneten Parkplätzen nach Möglichkeit in der Nähe des Arbeitsplat-
zes.  
Können Parkplätze nicht bereitgestellt werden, ist für die in Satz 1 be-
zeichneten schwerbehinderten Menschen auf deren Wunsch von der 
Dienststelle eine Ausnahmegenehmigung zum Parken während der Ar-
beitszeit auf bestimmten Flächen nach § 46 Straßenverkehrs-Ordnung zu 
beantragen.  

 
 
9.5 Wohnungsfürsorge 
 
Nummer 3.5 SchwbVwV (Wohnungsfürsorge) 
 
Bei der Vermietung von landeseigenen Wohnungen oder Zuweisung von 
Besetzungswohnungen des Landes soll auf die besonderen Bedürfnisse 
der schwerbehinderten Menschen und die Nähe zum Arbeitsplatz sowie 
auf Art und Umfang der Behinderung, Familienstand und sonstige persön-
liche Verhältnisse Rücksicht genommen werden.  
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Bei gleicher Dringlichkeit sind schwerbehinderte Bewerberinnen und Be-
werber gegenüber nicht schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewer-
bern vorrangig zu berücksichtigen.  

 
 
10. Schwerbehindertenvertretung 
 

10.1 Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung 
 

§ 94 SGB IX  (Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung) 
 
(1) In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens fünf schwerbe-
hinderte Menschen nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden ei-
ne Vertrauensperson und wenigstens ein stellvertretendes Mitglied ge-
wählt, das die Vertrauensperson im Falle der Verhinderung durch Abwe-
senheit oder Wahrnehmung anderer Aufgaben vertritt. Ferner wählen bei 
Gerichten, denen mindestens fünf schwerbehinderte Richter oder Richte-
rinnen angehören, diese einen Richter oder eine Richterin zu ihrer 
Schwerbehindertenvertretung. Satz 2 gilt entsprechend für Staatsanwälte 
oder Staatsanwältinnen, soweit für sie eine besondere Personalvertretung 
gebildet wird. Betriebe oder Dienststellen, die die Voraussetzungen des 
Satzes 1 nicht erfüllen, können für die Wahl mit räumlich nahe liegenden 
Betrieben des Arbeitgebers oder gleichstufigen Dienststellen derselben 
Verwaltung zusammengefasst werden; soweit erforderlich, können Ge-
richte unterschiedlicher Gerichtszweige und Stufen zusammengefasst 
werden. Über die Zusammenfassung entscheidet der Arbeitgeber im Be-
nehmen mit dem für den Sitz der Betriebe oder Dienststellen einschließ-
lich Gerichten zuständigen Integrationsamt.  
 
(2) Wahlberechtigt sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle beschäf-
tigten schwerbehinderten Menschen.  
 
(3) Wählbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle nicht nur vorü-
bergehend Beschäftigten, die am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet 
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haben und dem Betrieb oder der Dienststelle seit sechs Monaten angehö-
ren; besteht der Betrieb oder die Dienststelle weniger als ein Jahr, so be-
darf es für die Wählbarkeit nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit. Nicht 
wählbar ist, wer kraft Gesetzes dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staats-
anwalts oder Präsidialrat nicht angehören kann.  
 
(4) Bei Dienststellen der Bundeswehr, bei denen eine Vertretung der Sol-
daten nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz zu wählen ist, sind 
auch schwerbehinderte Soldaten und Soldatinnen wahlberechtigt und 
auch Soldaten und Soldatinnen wählbar. 
 
(5) Die regelmäßigen Wahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom  
1. Oktober bis 30. November statt. Außerhalb dieser Zeit finden Wahlen 
statt, wenn  
1. das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt und ein 
stellvertretendes Mitglied nicht nachrückt,  
2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder 
3. eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewählt ist.  
Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes 
eine Wahl der Schwerbehindertenvertretung stattgefunden, wird die 
Schwerbehindertenvertretung in dem auf die Wahl folgenden nächsten 
Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu gewählt. Hat die Amtszeit der 
Schwerbehindertenvertretung zum Beginn des für die regelmäßigen Wah-
len festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, wird die Schwer-
behindertenvertretung im übernächsten Zeitraum für regelmäßige Wahlen 
neu gewählt.  
 
(6) Die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied werden in ge-
heimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
gewählt. Im Übrigen sind die Vorschriften über die Wahlanfechtung, den 
Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl des Betriebs-, Personal-, 
Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates sinngemäß anzuwenden. In 
Betrieben und Dienststellen mit weniger als 50 wahlberechtigten schwer-
behinderten Menschen wird die Vertrauensperson und das stellvertreten-
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de Mitglied im vereinfachten Wahlverfahren gewählt, sofern der Betrieb 
oder die Dienststelle nicht aus räumlich weit auseinander liegenden Teilen 
besteht. Ist in einem Betrieb oder einer Dienststelle eine Schwerbehinder-
tenvertretung nicht gewählt, so kann das für den Betrieb oder die Dienst-
stelle zuständige Integrationsamt zu einer Versammlung schwerbehinder-
ter Menschen zum Zwecke der Wahl eines Wahlvorstandes einladen.  
 
(7) Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung beträgt vier Jahre. Sie 
beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amts-
zeit der bisherigen Schwerbehindertenvertretung noch nicht beendet ist, 
mit deren Ablauf. Das Amt erlischt vorzeitig, wenn die Vertrauensperson 
es niederlegt, aus dem Arbeits-, Dienst- oder Richterverhältnis ausschei-
det oder die Wählbarkeit verliert. Scheidet die Vertrauensperson vorzeitig 
aus dem Amt aus, rückt das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte 
stellvertretende Mitglied für den Rest der Amtszeit nach; dies gilt für das 
stellvertretende Mitglied entsprechend. Auf Antrag eines Viertels der 
wahlberechtigten schwerbehinderten Menschen kann der Wider-
spruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) das Erlöschen des 
Amtes einer Vertrauensperson wegen grober Verletzung ihrer Pflichten 
beschließen.  
 
 
 
Erläuterung 

 
Auf die Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums zur Zusammenfassung 

von Dienststellen zur Wahl von Vertrauenspersonen der Schwerbehinderten 

vom 25. Oktober 2004 (Die Justiz S. 507) wird hingewiesen. 
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 10.2  Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung 

 
§ 95 SGB IX  (Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung) 
 
(1) Die Schwerbehindertenvertretung fördert die Eingliederung schwerbe-
hinderter Menschen in den Betrieb oder die Dienststelle, vertritt ihre Inte-
ressen in dem Betrieb oder der Dienststelle und steht ihnen beratend und 
helfend zur Seite. Sie erfüllt ihre Aufgaben insbesondere dadurch, dass 
sie 
1. darüber wacht, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen gel-
tenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstver-
einbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt, insbesondere 
auch die dem Arbeitgeber nach den §§ 71, 72 und 81 bis 84 obliegenden 
Verpflichtungen erfüllt werden, 
2. Maßnahmen, die den schwerbehinderten Menschen dienen, insbeson-
dere auch präventive Maßnahmen, bei den zuständigen Stellen beantragt, 
3. Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen ent-
gegennimmt und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit 
dem Arbeitgeber auf eine Erledigung hinwirkt; sie unterrichtet die 
schwerbehinderten Menschen über den Stand und das Ergebnis der Ver-
handlungen.  
Die Schwerbehindertenvertretung unterstützt Beschäftigte auch bei An-
trägen an die nach § 69 Abs. 1 zuständigen Behörden auf Feststellung ei-
ner Behinderung, ihres Grades und einer Schwerbehinderung sowie bei 
Anträgen auf Gleichstellung an die Agentur für Arbeit. In Betrieben und 
Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 schwerbehinderten Menschen 
kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers das mit der höchsten 
Stimmenzahl gewählte stellvertretende Mitglied zu bestimmten Aufgaben 
heranziehen, in Betrieben und Dienststellen mit mehr als 200 schwerbe-
hinderten Menschen, das mit der nächsthöchsten Stimmzahl gewählte 
weitere stellvertretende Mitglied. Die Heranziehung zu bestimmten Aufga-
ben schließt die Abstimmung untereinander ein.  
 



 64

(2) Der Arbeitgeber hat die Schwerbehindertenvertretung in allen Angele-
genheiten, die einen einzelnen oder die schwerbehinderten Menschen als 
Gruppe berühren, unverzüglich und umfassend zu unterrichten und vor 
einer Entscheidung anzuhören; er hat ihr die getroffene Entscheidung un-
verzüglich mitzuteilen. Die Durchführung oder Vollziehung einer ohne Be-
teiligung nach Satz 1 getroffenen Entscheidung ist auszusetzen, die Betei-
ligung ist innerhalb von sieben Tagen nachzuholen; sodann ist endgültig 
zu entscheiden. Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht auf Be-
teiligung am Verfahren nach § 81 Abs. 1 und beim Vorliegen von Vermitt-
lungsvorschlägen der Bundesagentur für Arbeit nach § 81 Abs. 1 oder von 
Bewerbungen schwerbehinderter Menschen das Recht auf Einsicht in die 
entscheidungsrelevanten Teile der Bewerbungsunterlagen und Teilnahme 
an Vorstellungsgesprächen. 
 
(3) Der schwerbehinderte Mensch hat das Recht, bei Einsicht in die über 
ihn geführte Personalakte oder ihn betreffende Daten des Arbeitgebers 
die Schwerbehindertenvertretung hinzuzuziehen. Die Schwerbehinderten-
vertretung bewahrt über den Inhalt der Daten Stillschweigen, soweit sie 
der schwerbehinderte Mensch nicht von dieser Verpflichtung entbunden 
hat.  
 
(4) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen 
des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates und 
deren Ausschüssen sowie des Arbeitsschutzausschusses beratend teil-
zunehmen; sie kann beantragen, Angelegenheiten, die einzelne oder die 
schwerbehinderten Menschen als Gruppe besonders betreffen, auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. Erachtet sie einen Be-
schluss des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidial-
rates als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen schwer-
behinderter Menschen oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht beteiligt 
worden, wird auf ihren Antrag der Beschluss für die Dauer von einer Wo-
che vom Zeitpunkt der Beschlussfassung an ausgesetzt; die Vorschriften 
des Betriebsverfassungsgesetzes und des Personalvertretungsrechtes 
über die Aussetzung von Beschlüssen gelten entsprechend. Durch die 
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Aussetzung wird eine Frist nicht verlängert. In den Fällen des § 21e Abs. 1 
und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist die Schwerbehindertenvertre-
tung, außer in Eilfällen, auf Antrag eines betroffenen schwerbehinderten 
Richters oder einer schwerbehinderten Richterin vor dem Präsidium des 
Gerichtes zu hören.  
 
(5) Die Schwerbehindertenvertretung wird zu Besprechungen nach § 74 
Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes, § 66 Abs. 1 des Bundesperso-
nalvertretungsgesetzes sowie den entsprechenden Vorschriften des sons-
tigen Personalvertretungsrechtes zwischen dem Arbeitgeber und den in 
Absatz 4 genannten Vertretungen hinzugezogen. 
 
(6) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens einmal im 
Kalenderjahr eine Versammlung schwerbehinderter Menschen im Betrieb 
oder in der Dienststelle durchzuführen. Die für Betriebs- und Personalver-
sammlungen geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung.  
 
(7) Sind in einer Angelegenheit sowohl die Schwerbehindertenvertretung 
der Richter und Richterinnen als auch die Schwerbehindertenvertretung 
der übrigen Bediensteten beteiligt, so handeln sie gemeinsam. 
 
(8) Die Schwerbehindertenvertretung kann an Betriebs- und Personalver-
sammlungen in Betrieben und Dienststellen teilnehmen, für die sie als 
Schwerbehindertenvertretung zuständig ist, und hat dort ein Rederecht, 
auch wenn die Mitglieder der Schwerbehindertenvertretung nicht Angehö-
rige des Betriebes oder der Dienststelle sind. 
 
 
Erläuterungen:  
 
Die Schwerbehindertenvertretung ist, unabhängig von den förmlichen Beteili-

gungsrechten, in allen Angelegenheiten, die einzelne schwerbehinderte Be-

schäftigte oder die schwerbehinderten Beschäftigten als Gruppe berühren oder 

bei Beschäftigten, denen eine Behinderung droht bzw. bei denen gesundheitli-
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che Probleme auftreten, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und vor ei-

ner Entscheidung zu hören; die getroffene Entscheidung ist ihnen unverzüglich 

mitzuteilen.  

 
 
10.3  Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen der 
schwerbehinderten Menschen 
 
§ 96 SGB IX (Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen 
der schwerbehinderten Menschen) 
 
(1) Die Vertrauenspersonen führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.  
 
(2) Die Vertrauenspersonen dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht be-
hindert oder wegen ihres Amtes nicht benachteiligt oder begünstigt wer-
den; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung.  
 
(3) Die Vertrauenspersonen besitzen gegenüber dem Arbeitgeber die glei-
che persönliche Rechtsstellung, insbesondere den gleichen Kündigungs-, 
Versetzungs- und Abordnungsschutz wie ein Mitglied des Betriebs-, Per-
sonal-, Staatsanwalts- oder Richterrates. Das stellvertretende Mitglied be-
sitzt während der Dauer der Vertretung und der Heranziehung nach § 95 
Abs. 1 Satz 4 die gleiche persönliche Rechtsstellung wie die Vertrauens-
person, im Übrigen die gleiche Rechtsstellung wie Ersatzmitglieder der in 
Satz 1 genannten Vertretungen.  
 
(4) Die Vertrauenspersonen werden von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne 
Minderung des Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge befreit, wenn und 
soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Sind in den 
Betrieben und Dienststellen in der Regel wenigstens 200 schwerbehinder-
te Menschen beschäftigt, wird die Vertrauensperson auf ihren Wunsch 
freigestellt; weiter gehende Vereinbarungen sind zulässig. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit der Schwerbe-
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hindertenvertretung erforderlich sind. Satz 3 gilt auch für das mit der 
höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende Mitglied, wenn wegen 
1. ständiger Heranziehung nach § 95, 
2. häufiger Vertretung der Vertrauensperson für längere Zeit, 
3. absehbaren Nachrückens in das Amt der Schwerbehindertenvertretung 
in kurzer Frist 
die Teilnahme an Bildungs- und Schulungsveranstaltungen erforderlich 
ist. 
 
(5) Freigestellte Vertrauenspersonen dürfen von inner- oder außerbetrieb-
lichen Maßnahmen der Berufsförderung nicht ausgeschlossen werden. 
Innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihrer Freistellung ist ihnen im 
Rahmen der Möglichkeiten des Betriebes oder der Dienststelle Gelegen-
heit zu geben, eine wegen der Freistellung unterbliebene berufliche Ent-
wicklung in dem Betrieb oder der Dienststelle nachzuholen. Für Vertrau-
enspersonen, die drei volle aufeinander folgende Amtszeiten freigestellt 
waren, erhöht sich der genannte Zeitraum auf zwei Jahre.  
 
(6) Zum Ausgleich für ihre Tätigkeit, die aus betriebsbedingten oder 
dienstlichen Gründen außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen ist, haben 
die Vertrauenspersonen Anspruch auf entsprechende Arbeits- oder 
Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder der Dienstbe-
züge.  
 
(7) Die Vertrauenspersonen sind verpflichtet,  
1.   über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Ver-

hältnisse und Angelegenheiten von Beschäftigten im Sinne des § 73, 
die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Be-
handlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und  

2.   ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und vom Arbeitgeber 
ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten.  
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Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gel-
ten nicht gegenüber der Bundesagentur für Arbeit, den Integrationsäm-
tern und den Rehabilitationsträgern, soweit deren Aufgaben den schwer-
behinderten Menschen gegenüber es erfordern, gegenüber den Vertrau-
enspersonen in den Stufenvertretungen (§ 97) sowie gegenüber den in 
§ 79 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den entspre-
chenden Vorschriften des Personalvertretungsrechtes genannten Vertre-
tungen, Personen und Stellen. 
 
(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbehindertenvertretung entstehenden 
Kosten trägt der Arbeitgeber. Das Gleiche gilt für die durch die Teilnahme 
des mit der höchsten Stimmenzahl gewählten stellvertretenden Mitglieds 
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen nach Absatz 4 Satz 3 entste-
henden Kosten.  
 
(9) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Arbeitgeber dem Be-
triebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrat für dessen 
Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschäftsführung zur Verfügung 
stellt, stehen für die gleichen Zwecke auch der Schwerbehindertenvertre-
tung zur Verfügung, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und sächliche 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
Erläuterungen: 

 
Reisen: 

Die zur Ausübung ihres Amtes notwendigen Reisen der Vertrauenspersonen 

bedürfen keiner Anordnung oder Genehmigung. Entsprechendes gilt für die 

Stufenvertretungen. Die Vertrauenspersonen erhalten für diese notwendigen 

Reisen Reisekostenvergütung in entsprechender Anwendung des Landesreise-

kostengesetzes nach den für Beamte der Besoldungsgruppe A 15 geltenden 

Bestimmungen (§§ 96 Abs. 3, 97 Abs. 7 SGB IX i.V.m. § 45 LPVG). Auf die 

Nummer 5 zu § 1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Finanzministe-

riums zum Landesreisekostengesetz wird hingewiesen. 



 69

 

Unfälle, Sachschäden: 

Bei Unfällen der Vertrauensperson anlässlich der Wahrnehmung von Rechten 

oder der Erfüllung von Aufgaben nach dem SGB IX gilt Folgendes: 

Erleidet ein Beamter bei der Wahrnehmung von Aufgaben der Schwerbehinder-

tenvertretung einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge-

vorschriften ein Dienstunfall wäre, so finden diese Vorschriften entsprechend 

Anwendung (§ 96 Abs. 3 und § 97 Abs. 7 SGB IX in Verbindung mit § 109 des 

Bundespersonalvertretungsgesetzes - BPVG).  

Entsteht dem Beamten bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben ein Sachscha-

den im Sinne von § 102 LBG, so ist über einen Sachschadensersatz in entspre-

chender Anwendung dieser Vorschrift zu entscheiden. Die Verwaltungsvor-

schrift des Finanzministeriums zu § 102 des Landesbeamtengesetzes (LBG) 

und zu § 14 des Landesrichtergesetzes (LRiG) vom 21. November 1996 (GABl. 

1997 S. 27) findet entsprechende Anwendung. Soweit es sich um Arbeitnehmer 

handelt, sind diese nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 SGB VI gegen Unfälle versichert, die 

sie in Ausübung ihres Amtes als Vertrauensperson erleiden. Sachschadenser-

satz an Arbeitnehmer kann aufgrund einer allgemeinen Zustimmung des Fi-

nanzministeriums entsprechend den für Beamte geltenden Vorschriften gewährt 

werden.  

 
 
10.4  Gesamt-, Bezirks-, und Hauptschwerbehindertenvertretung 
 
§ 97 (Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertre-
tung) 
 
(1) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamtbetriebsrat oder 
für den Geschäftsbereich mehrerer Dienststellen ein Gesamtpersonalrat 
errichtet, wählen die Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Be-
triebe oder Dienststellen eine Gesamtschwerbehindertenvertretung. Ist 
eine Schwerbehindertenvertretung nur in einem der Betriebe oder in einer 
der Dienststellen gewählt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der Ge-
samtschwerbehindertenvertretung wahr.  
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(2) Ist für mehrere Unternehmen ein Konzernbetriebsrat errichtet, wählen 
die Gesamtschwerbehindertenvertretungen eine Konzernschwerbehinder-
tenvertretung. Besteht ein Konzernunternehmen nur aus einem Betrieb, 
für den eine Schwerbehindertenvertretung gewählt ist, hat sie das Wahl-
recht wie eine Gesamtschwerbehindertenvertretung 
 
(3) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, bei denen ein 
Bezirks- oder Hauptpersonalrat gebildet ist, gilt Absatz 1 sinngemäß mit 
der Maßgabe, dass bei den Mittelbehörden von deren Schwerbehinderten-
vertretung und den Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten 
Dienststellen eine Bezirksschwerbehindertenvertretung zu wählen ist. Bei 
den obersten Dienstbehörden ist von deren Schwerbehindertenvertretung 
und den Bezirksschwerbehindertenvertretungen des Geschäftsbereichs 
eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wählen; ist die Zahl der Be-
zirksschwerbehindertenvertretungen niedriger als zehn, sind auch die 
Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten Dienststellen wahl-
berechtigt.  
 
(4) Für Gerichte eines Zweiges der Gerichtsbarkeit, für die ein Bezirks- 
oder Hauptrichterrat gebildet ist, gilt Absatz 3 entsprechend. Sind in ei-
nem Zweig der Gerichtsbarkeit bei den Gerichten der Länder mehrere 
Schwerbehindertenvertretungen nach § 94 zu wählen und ist in diesem 
Zweig kein Hauptrichterrat gebildet, ist in entsprechender Anwendung 
von Absatz 3 eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wählen. Die 
Hauptschwerbehindertenvertretung nimmt die Aufgabe der Schwerbehin-
dertenvertretung gegenüber dem Präsidialrat wahr.  
 
(5) Für jede Vertrauensperson, die nach den Absätzen 1 bis 4 neu zu wäh-
len ist, wird wenigstens ein stellvertretendes Mitglied gewählt.  
 
(6) Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der 
schwerbehinderten Menschen in Angelegenheiten, die das Gesamtunter-
nehmen oder mehrere Betriebe oder Dienststellen des Arbeitgebers 
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betreffen und von den Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Be-
triebe oder Dienststellen nicht geregelt werden können, sowie die Interes-
sen der schwerbehinderten Menschen, die in einem Betrieb oder einer 
Dienststelle tätig sind, für die eine Schwerbehindertenvertretung nicht 
gewählt ist; dies umfasst auch Verhandlungen und den Abschluss ent-
sprechender Integrationsvereinbarungen. Satz 1 gilt entsprechend für die 
Konzern-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung sowie für die 
Schwerbehindertenvertretung der obersten Dienstbehörde, wenn bei einer 
mehrstufigen Verwaltung Stufenvertretungen nicht gewählt sind. Die nach 
Satz 2 zuständige Schwerbehindertenvertretung ist auch in persönlichen 
Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen, über die eine übergeord-
nete Dienststelle entscheidet, zuständig; sie gibt der Schwerbehinderten-
vertretung der Dienststelle, die den schwerbehinderten Menschen be-
schäftigt, Gelegenheit zur Äußerung. Satz 3 gilt nicht in den Fällen, in de-
nen der Personalrat der Beschäftigungsbehörde zu beteiligen ist.  
 
(7) § 94 Abs. 3 bis 7, § 95 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2, 4, 5 und 7 und § 96 gelten 
entsprechend, § 94 Abs. 5 mit der Maßgabe, dass die Wahl der Gesamt- 
und Bezirksschwerbehindertenvertretungen in der Zeit vom 1. Dezember 
bis 31. Januar, die der Konzern- und Hauptschwerbehindertenvertretun-
gen in der Zeit vom 1. Februar bis 31. März stattfindet. 
 
(8) § 95 Abs. 6 gilt für die Durchführung von Versammlungen der Vertrau-
ens- und der Bezirksvertrauenspersonen durch die Gesamt-, Bezirks- oder 
Hauptschwerbehindertenvertretung entsprechend 
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11. Zusammenarbeit zwischen Dienststelle, Schwerbehindertenvertretung 
und Personalvertretung 

 
§ 99 SGB IX  (Zusammenarbeit) 
 
(1) Arbeitgeber, Beauftragter des Arbeitgebers, Schwerbehindertenvertre-
tung und Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrat 
arbeiten zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben in 
dem Betrieb oder der Dienststelle eng zusammen.  
 
(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen, die mit der 
Durchführung des Teils 2 beauftragten Stellen und die Rehabilitationsträ-
ger unterstützen sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Ver-
trauensperson und Beauftragter des Arbeitgebers sind Verbindungsper-
sonen zur Bundesagentur für Arbeit und zu dem Integrationsamt. 
 
 
§ 98 SGB IX  (Beauftragter des Arbeitgebers) 
 
Der Arbeitgeber bestellt einen Beauftragten, der ihn in Angelegenheiten 
schwerbehinderter Menschen verantwortlich vertritt; falls erforderlich, 
können mehrere Beauftragte bestellt werden. Der Beauftragte soll nach 
Möglichkeit selbst ein schwerbehinderter Mensch sein. Der Beauftragte 
achtet vor allem darauf, dass dem Arbeitgeber obliegende Verpflichtun-
gen erfüllt werden. 
 
 
§ 34 Landespersonalvertretungsgesetz - Anberaumung der Sitzungen 
 
(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Personalrats, der Mehrheit 
der Vertreter einer Gruppe, der Frauenvertreterin oder des Leiters der 
Dienststelle hat der Vorsitzende eine Sitzung anzuberaumen und den Ge-
genstand, dessen Beratung beantragt wird, auf die Tagesordnung zu set-
zen.  
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Entsprechendes gilt in Angelegenheiten, die  
1. besonders Beschäftigte im Sinne von § 57 betreffen, für die Mehrheit 
der Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung; 
2. schwerbehinderte Beschäftigte betreffen, für die Schwerbehinderten-
vertretung; 
3. besonders Zivildienstleistende betreffen, für den Vertrauensmann der 
Zivildienstleistenden. 
 
 
§ 40 Landespersonalvertretungsgesetz - Einspruch der Vertreter einer 
Gruppe, der Beschäftigten im Sinne von § 57 oder der Schwerbehinderten 
 
(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter einer Gruppe einen Beschluß des 
Personalrats als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen 
der durch sie vertretenen Beschäftigten, so ist auf ihren Antrag der 
Beschluß auf die Dauer von sechs Arbeitstagen vom Zeitpunkt der 
Beschlußfassung an auszusetzen.  
In dieser Frist soll, gegebenenfalls mit Hilfe der unter den Mitgliedern des 
Personalrats vertretenen Gewerkschaften, eine Verständigung versucht 
werden.  
Bei Aussetzung eines Beschlusses nach Satz 1 verlängern sich Fristen 
nach diesem Gesetz um die Dauer der Aussetzung. 
 
(2) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegenheit erneut zu beschlie-
ßen.  
Wird der erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag auf Aussetzung 
nicht wiederholt werden. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn  
1. die Schwerbehindertenvertretung einen Beschluß des Personalrats als 
erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der Schwerbehinderten 
erachtet, 



 74

2. die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertretung einen 
Beschluß des Personalrats als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger 
Interessen der Beschäftigten im Sinne von § 57 erachtet. 
 
 
§ 41 Landespersonalvertretungsgesetz - Teilnahme der Vertreter der Be-
schäftigten im Sinne von § 57 und der Schwerbehinderten, des Vertrau-
ensmannes der Zivildienstleistenden und der Frauenvertreterin 
 
(1) Ein Vertreter der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der von die-
ser benannt wird, kann an allen Sitzungen des Personalrats beratend teil-
nehmen.  
An der Behandlung von Angelegenheiten, die besonders Beschäftigte im 
Sinne von § 57 betreffen, kann die gesamte Jugend- und Auszubildenden-
vertretung teilnehmen; die Jugend- und Auszubildendenvertreter haben 
bei Beschlüssen des Personalrats in diesen Angelegenheiten Stimmrecht.  
Der Personalrat soll Angelegenheiten, die besonders Beschäftigte im Sin-
ne von § 57 betreffen, der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Be-
ratung zuleiten. 
 
(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Schwerbehindertenvertretung entspre-
chend. 
 
 
§ 66 Landespersonalvertretungsgesetz - Zusammenarbeit zwischen 
Dienststelle und Personalvertretung 
 
(1) Der Leiter der Dienststelle oder sein Beauftragter und die Personalver-
tretung treten mindestens einmal im Vierteljahr zu gemeinschaftlichen 
Besprechungen zusammen.  
In ihnen soll auch die Gestaltung des Dienstbetriebs behandelt werden, 
insbesondere alle Vorgänge, die die Beschäftigten wesentlich berühren.  
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Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu 
verhandeln und Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten zu machen.  
Die Schwerbehindertenvertretung ist zu den gemeinschaftlichen Bespre-
chungen beratend hinzuziehen. 
 
 

12. Aktenführung / Datenverwaltung 
 
Nr. 1.3 zu §§ 113 bis 113g  Vwv-LBG 
 
Zur Personalakte dürfen nur die für die Personalverwaltung und -
wirtschaft erforderlichen Ergebnisse ärztlicher Untersuchungen, z. B. 
nach der PDV 300, bei Feuerwehrbeamten das Feuerwehrtauglichkeits-
zeugnis oder bei schwerbehinderten Beamten Nachweise über die 
Schwerbehinderteneigenschaft, sowie ärztliche Zeugnisse und Gutachten, 
z. B. anlässlich eines Dienstunfalls, genommen werden. Sie sind in einem 
verschlossenen Umschlag in der Personalakte aufzubewahren. Auf dem 
Umschlag dürfen nur der Inhalt in abstrakter Form mit dem pauschalen 
gesundheitlichen Eignungsurteil, nicht aber einzelne Untersuchungsbe-
funde und -ergebnisse vermerkt werden. Gleiches gilt für Nachweise über 
die Schwerbehinderteneigenschaft, sofern sie konkrete Angaben über den 
Gesundheitszustand des Beamten enthalten. 
 
Unterlagen, aus denen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, sind, so-
weit sie von den zu den Personalakten zu nehmenden ärztlichen Untersu-
chungsergebnissen zu trennen sind, unverzüglich zurückzugeben, wenn 
sie zu dem Zweck, zu dem sie vorgelegt wurden, nicht mehr benötigt wer-
den. 
 
Nur mit der konkreten Personalangelegenheit betraute Beschäftigte dür-
fen den Umschlag öffnen und in die Unterlagen Einsicht nehmen, wenn 
die Kenntnis der dort enthaltenen Informationen notwendig ist, damit sie 
eine anstehende, ihnen obliegende dienstliche Aufgabe erledigen können.  

 


